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Nr. 134. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deut ſchland. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
. Berlin, 19. März. 
15. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find gefüllt. 

An den Zijhen der Bundes⸗Commiſſarien Miniſter Graf Bismarck, von 
Roon, Geh. Rath von Savigny und zahlreiche Vertreter der verbündeten Re⸗ 
gierungen. 2 5 ! 

Die in das Haus eingetretenen Mitglieder Müller (Oldenburg) und 
Heyl (Rheinprovinz) ſind der vierten und fünften Abtheilung zugelooſt. 

Das Haus geht ſofort zur Vorberathung des Abſchnitts II. des Verfaſ⸗ 
e Bundesgeſetzgebung über, der die Art. 2—5 enthält. 

ie lauten: 

Art. 2. Innerhalb dieſes Bundesgebiets übt der Bund das Recht der 
Geſetzgebung nach Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaſſung und mit der Wir⸗ 
kung aus, daß die Bundesgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen. Die Bundes⸗ 
geſetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Bundes⸗ 
wegen. welche vermittelſt eines Bundesgeſetzblattes geſchieht. Sofern nicht in 
dem publicirten Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft 
beſtimmt iſt, beginnt die letztere mit dem dierzehnten Tage nach dem Ablauf 
desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stück des Bundes⸗Geſetzblattes 
in Berlin ausgegeben worden iſt. — Art. 3. Für den ganzen Umfang des 
Bundesgebiets beſteht ein gemeinſames Indigenat mit der Wirkung, daß der 
Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesſtaates in jedem 
anderen Bundesſtaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum feſten 
Wohnſitz, zum Gewerbebetrleb, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von 
Grundſtücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und zum Genuſſe aller 
ſonſtigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vorausſetzungen wie der Ein⸗ 
heimiſche zuzulaſſen, auch in Betreff der Rechtsverfolgung und des Rechts⸗ 
ſchutzes demſelben gleich zu behandeln iſt. In der Ausübung dieſer Befugniß 
darf der Bundesangekörige weder durch die Obrigkeit feiner Heimath noch 
durch die 1 eines anderen Bundesſtaates beſchränkt werden. 

Diejenigen Beſtimmungen, welche die Armenverſorgung und die Aufnahme 
in den localen Gemeindeverband betreffen, werden durch den im erſten Abſatz 
ausgeſprochenen Grundſatz nicht berührt. Ebenſo bleiben bis auf Weiteres 
die Verträge in Kraft, welche zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten in Be: 
ziehung auf die Uebernahme von Auszuweiſenden, die Verpflegung erkrankter 
und die Beerdigung verſtorbener Staatsangehörigen beſtehen. Hinſichtlich der 
Erfüllung der Militärpflicht im Verhältniß zu dem Heimathslande wird im 
Wege der Bundesgeſetzgebung das Nöthige geordnet werden. Dem Auslande 
gegenüber haben alle Bundesangehörige gleichmäßig Anspruch auf den Bun: 
desſchutz. — Art. 4. Der Beaufſichtigung ſeitens des Bundes und der Ge⸗ 
ſetzgebung deſſelben unterliegen die nachſtehenden Angelegenheiten: 1) die Be⸗ 
ſtimmungen über Freizügigkeit, Heimaths⸗ und Niederlaſſungs⸗Verhältniſſe und 
über den Gewerbebetrieb, einſchließlich des Verſicherungsweſens, jo weit dieſe 
Gegenſtände nicht ſchon durch den Art. 3 dieſer Verfaſſung erledigt ſind, des⸗ 
5 über die Coloniſation und die Auswanderung nach außerdeutſchen 

ändern; 2) die Zoll⸗ und Handelsgeſetzgebung und die für Bundeszwecke zu 
verwendenden indirecten Steuern; 3) die Ordnung des Maß⸗, Münz⸗ und 
Gewichts⸗Syſtems, nebſt Feſtſtellung der Grundſätze über die Emiſſion von 
fundirtem und unfundirtem Papiergelde; 4) die allgemeinen Beſtimmungen 
über das Bankweſen; 5) die Erfindungs⸗Patente; 6) der Schutz des geiſtigen 
n 7) Organiſation eines gemeinſamen Schutzes des deutſchen Han⸗ 
dels im Auslande, der deutſchen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und 
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45 Anordnung gemeinſamer conſulariſcher Vertretung, welche dom Bunde aus: 
. geſtattet wird; 8) das Eiſenbahnweſen im Jutereſſ der Landesvertheidigung 

nd des allgemeinen Verkehrs: 9) der Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren 
. Staaten gemeinſamen Waſſerſtraßen und der Zuſtand der letzteren, ſowie die 
we luß⸗ und ſonſtigen Waflerzölle; 10) das Volt: und Telegraphenweſen; 11) 
Beſtimmungen über die wechſelſeitige Vollſtreckung von Erkenntniſſen und Er: 
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Geſetzgebung über das bürgerliche Recht, 


ledigung von Requiſitionen überhaupt; 12) ſowie über die Beglaubigung von 
offentlichen Urkunden; 13) die gemeinſame Civil⸗Proceß⸗Ordnung und das 
er Concurs-Berfahren, Wechſel⸗ und Handelsrecht. — Art. 5. Die 

undesgeſetzgebung wird . durch den Bundesrath und den Reichstag. 
Die Uebereinftimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe beider Verſammlungen iſt zu 
einem Bundesgeſetze erforderlich und ausreichend. 

Zu Artikel 2 und 5 hat der Abg. Pr. Baßariae folgende Abände⸗ 
rungen beantragt: 1) dem Abſchnitt II. anſtatt der Ueberſchrift „Bundes⸗ 
dae ung die Ueberſchrift „Bundesgewalt“ zu geben; 2) den Artikel 2, 
unter Vorbehalt ſeines Inhalts für Art. 5, hier zu ftreichen und dafür als 

tt. 2 zu ſetzen: „Die Bundesgewalt wird durch die ihr in dieſer Verfaſſung 
dugewieſenen Competenzen beftimmt und begrenzt. Die im Bunde begriffenen 
taaten behalten ihre Selbſiſändigkeit, ſoweit fie nicht durch dieſe Verfaſſung 
beſchränkt iſt; fie haben alle ſtaatlichen Hoheiten und Rechte, ſoweit fie nicht 
der Bundesgewalt ausdrücklich übertragen find.“ 3) den Artikel 5 des Ent⸗ 
Nurfs, unter Hinzunahme des Inhalts von Artikel 2 dahin zu ſaſſen: „Die 
undesgewalt wird durch die verfaſſungsmäßigen Organe derſelben ausgeübt; 
die Bundesgeſetzgebung, insveſondere nach Maßgade des Inhalts diefer Ver: 
lung, arch die übereinſtimmende Beſchlußfaſſung des Bundesraths und 
des Reichstages. Die verfaſſungsmäßigen Bundesgeſetze gehen den Landes⸗ 
eſezen dor und erhalten ihre verbindliche Kraft durch“ u. ſ. w.; das 
9 wie ie Artikel 2 des Entwurfs bis zu den Schlußworten „ausge: 
orden iſt“. N 

„außer den geſtern bereits mitgetheilten Amendements zu Abſchnitt II. 
ſind beute noch folgende eingebracht: ' 
. dem Abg. Freitag zu Abſchnitt II. Art. 3: in Art. 3 nach den 

orten: „als Inla ider zu behandeln und demgemäß“ die Worte einzuſchal⸗ 
ten: „zur Ausübung des Wahlrechts für den norddeutſchen Bund und zu 
freiwilligem Eintritt in jeden Truppentbeil des Bundesheeres .. 

Von den Abgg. Graf Bethuſy⸗Huc, Devens und Genoſſen anſtatt 
des Artikels 3 folgende Beſtimmung anzunehmen: Art 3. Für den ganzen 
Umfang des Bundesgebietes beſteht ein gemeinfames A aper nach Maß⸗ 
2 darüber im Wege der Bundesgeſetzgebung zu erlaſſenden Beſtim⸗ 

Von dem Abg. Miquel Art. 4 Nr. 13 dabin zu fallen: die gemeinſame 
Befahren das Strafrecht und das gerichtliche 


Der Präſident eröffnet die G Di ion e de 
Abſchnitt röff eneral⸗Discuſſion ganzen 


Abg. Dr. Schwarze: M. H.! Ich werde mich für den Entwurf und 
gegen den Antrag Zachariae erklären, den ich urſprünglichlmit großer Freude 
begrüßt habe. Ich verkenne nicht, daß der Bundesſtaat den Einzelſtaaten 
Opfer auferlegt, deren Schwere allerdings dadurch gemildert wird, daß man 
ſie von allen Staaten gleichmäßig verlangt und daß aus den Vortheilen der 
Geſammtbeit auch den Einzelnen Vortheile zufließen. Man hat wiederholt 
auf die Verhältniſſe in Amerika und der Schweiz hingewieſen: dem nord: 
deutſchen Bunde ift die Aufgabe zugefallen, den Frieden Deutſchlands und 
damit den Curopa's nach Oſt und Weſt hin, wo uns mächtige Nachbarn 
umgeben, zu wahren; er muß deshalb eine ſtrammere und feſtere Central⸗ 
gewalt haben als Nordamerika. Andererſeits muß im Bundesſtaate den 
einzelnen Staaten freier Raum fiche werden zur Entwickelung ihres indivi⸗ 
duellen Ledens. In der Lebensfriſche der einzelnen Staaten 5 die Vor⸗ 
bedingung für einen lebensfähigen Organismus des norddeutſchen Bundes, 
die nicht dadurch gewonnen werden kann, daß man den einzelnen Gliedern 
die eg keit vollig a In Deutfoland ift das Culturleben auf 
eine Stufe der Entwickelung geſtiegen, wie bei keiner anderen Nation, weder 
in Nordamerika noch der Schweiz. Nach dieſer Richtung hin haben auch die 
einzelnen Staaten Deutſchlands I weltgeſchichtliche Miſſion, der überall, wo 
9 Bürger in fernen Welttheilen ihren Wohnſitz nehmen, Geltung ver: 

at wird. 


ch glaub 
der Einzelſtaaten auf die eigenthümliche Entwickelung ihres Culturfebens 
widerſpricht. Ich ſtelle mich der Bundes⸗Verfaſſung gegenüber auf den Boden 
der Ben Thatſachen, die ich keineswegs für ſchwankend, ſondern für feſt 
begründet halte. Auch ich Hehe einen Strich durch die Vergangenheit und 
94 85 an die Größe der Zukunt, aber ich ſtelle mich zugleich auf den Boden 
8, auf dem die ber ht zue Selbſtſtändigkeit geachtet wird, und auf 
bos in guten Tag 


en, ſondern auch in den 
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e nun, daß der Antrag Zachariae dieſen berechtigten Anfprüchen | B 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſchlimmen, die kommen können, lebendig zeigt. Von dieſem Standpunkte aus 
glaube ich nicht particulariſtiſch geſprochen zu haben, ſondern gerade im na⸗ 
tionalen Intereſſe. Es iſt gewiß Niemand hier, der nicht innig durchdrungen 
iſt von der Wohlthat einer Gemeinſamkeit des Rechts, nicht blos vom Stand⸗ 
punkte des Rechts an ſich, ſondern auch von dem des nationalen Bandes. 
Aber es liegen Anträge vor, die weit über das Bedürfniß hinausgehen. Das 
Recht muß aus dem Volke herauswachſen, nicht ihm aufgendthigt werden, 
und das thun wir, wenn wir berechtigte Sonderheiten nicht ſchonen. Die 
Frage der bäuerlichen Gutsverhältniſſe und der Erbfolge kann nicht durch 
ein allgemeines Geſetz gelöſt werden. Es handelt ſich dabei um Grundſätze, 
die ſich vom Großvater auf den Enkel fort zeerbt haben und gewiſſermaßen 
lie einer lebendigen Quelle des Rechts geworden ſind, die dem Volke ebenſo 
ieb wie ſeine Religion und wie der Boden, auf dem er lebt. Eine Gleich⸗ 
machung in dieſer Richtung könnte ich nicht gut heißen. Wir würden ein 
Recht machen, das als Recht nicht anerkannt wird; beſonders das Strafrecht 
und der Strafproceß machen mich bedenklich. Ein gemeinſames Strafgeſetz⸗ 
buch zu ſchaffen, ſcheint mir noch für lange Zeit unmoglich. Es mag leicht 
fein, die einzelnen Verbrechen zu definiren, aber ſchwer, dieſer Definition im 
Volke Geltung zu verſchaffen. Außerdem tritt uns die Frage über Abſchaf⸗ 
fung der Todesſtrafe immer näher. Auch die Strafbedingungen bieten große 
Schwierigkeiten dar. Was den Strafproceß anbelangt, ſo iſt es bald geſagt, 
daß Schwurgerichte eingeführt werden müſſen. Da beginnt ja eben erſt der 
Streit, ob wir nicht von der franzöſiſchen Schablone abgehen und den Ge 
ſchworenen ein wirkliches Urtheil, nicht blos die Beantwortung der ſogenann⸗ 
ten Thatfragen einräumen ſollen? Deßhalb bitte ich Sie, die Gemeinſamkeit 
des Rechtsverfahrens nicht bis zu einer gänzlichen Gleichmacherei zu treiben. 

Abg. Rohden (gegen den Entwurf): M. H.! Für mich ift die Herſtel⸗ 
lung eines Gemeinweſens im Bunde vom hoͤchſten Intereſſe. Deshalb bin 
ich gegen den Entwurf, weil er mir einerſeits zu einfeitig iſt, andererſeits 
nicht umfaſſend genug in der Definirung der gemeinſamen Intereſſen. Zu 
einjeitig iſt er mir deshalb, weil er blos die Intereſſen berückſichtigt, welche 
der Abg. Wagener die Intereſſen des Magens genannt hat. Wir müſſen 
aber auch die des Kopfes und des Herzens im Auge behalten. Die höchſten 
Intereſſen ſind nicht gerade die materiellen. Deshalb vermiſſe ich ungern die 
Beſtimmungen über das Vereinsrecht und die Preſſe, und es freut mich, daß 
zur Ausfüllung dieſer Lacke bereits Anträge vorliegen, wie ich ſelbſt mich 
bemüht habe, in meinen Anträgen dem Bebürfniß auf kirchlichem Gebiete Ab: 
bilfe zu gewähren. Wenn der Vorredner Bedenken gefunden hat, das Rechts⸗ 
weſen zu ſpeciell zu reguliren, ſo hat er ein Gebiet berührt, auf das ſich der 
Entwurf und auch die verſchiedenen Anträge nicht einlaſſen, wenn man nicht 
etwa das Obligationsrecht dahin rechnen will. Wenn wir aber einmal die 
Regulirung des Rechtes in die Hand genommen haben, fo können wir ſchon 
deshalb vor dem Strafrecht nicht ſtehen bleiben, damit nicht bei Beſtrafung 
der einzelnen Handlungen auch fernerhin ein Unterſchied fortbeſtehe, ſobald 
man irgend einen kleinen Grenzfluß des norddeutſchen Bundes überſchreitet. 
Ich bin auch mit dem Hrn. Vorredner darin einverſtanden, daß die Frage 
wegen einer künftigen Proceßordnung nicht leicht zu löſen fein wird. Die 
Frage der Schwurgerichte wird in Angriff genommen werden müſſen, iſt aber 
hier nicht 1 erledigen. Hier kann nur die 10 e geſtellt werden, ob, wenn 
die Abſchaffung der li und die Ein g der Schwurgerichte in 
einem Bundeslande gerechtfertigt erſcheinen, dieſes Rechtsverfahren im ganzen 
Bunde Platz greifen ſoll. Ich meine, daß dies der Fall iſt und muß deshalb 
die dahin zielenden Anträge befürworten. 

Abg. Schrader (für den Entwurf): Ich füble nicht den Beruf, mich in 
ſtaatsrechtliche Erörterungen einzulaſſen und mochte nur meine Stellung zu 
dem Verfaſſungsentwurfe im Allgemeinen kennzeichnen. (Präſident Dr. Sim⸗ 
fon: Das iſt nicht das Thema der Special⸗Discuſſion). — Der Bundesſtaat 
(Ruf: Lauter!) iſt alſo auch nach meinen Gedanken diejenige Form, in der 
die Einigung Deutſchlands zum Leben gelangen kann. Ich glaube daher, daß 
man dem Antrage Zachariae nicht entgegentreten, ſondern denſelben mit allen 
Kräften unterſtützen muß. H. Es geht eine Strömung durch alle Staa⸗ 


ten gegen den Einheitsſtaat, deſſen Anſtrebung man für ein Unglück halten 


würde. Auch ich bin der Ueberzeugung, daß eine ſolche Politik den thatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Zuſtänden nicht entſpricht und nur im Wege der Gewalt 
durchgeführt werden könnte. Weil die Mittel zur Durchführung des Einheits⸗ 
ftaate3 unmögliche find. fo dürſen wir die Blicke nicht ihm, ſondern dem Bun⸗ 
desſtaate zuwenden. Dabei iſt es nöthig, die Competenz der Centralgewalt 
und der Einzelregierungen ſcharf zu ſondern. Die Bundesgewalt muß Br 
concentrirt und feſtgeſtellt fein, dann erſt findet ſich der Boden für die Bun⸗ 
desgeſetzgebung, dann erſt iſt es möglich, die Rechte der Bundes mitglieder zu 
wg Ich habe mir erlaubt, zu Art. 3 zwei Anträge zu ſtellen. Der 
erſte iſt hervorgegangen aus dem Wunſche, den nichtdeutſchen Staatsangehd⸗ 
rigen ihre nationalen Wünſche und Berechtigungen ſicher zuſtellen. Ich habe 
dabei beſonders an den Norden Schleswigs gedacht; die Zuſtände der Polen 
ſind mir nicht bekannt. Nun glaube ich zwar nicht, daß eine deutſche Regie⸗ 
rung gegen die däniſche Nationalität eine unerlaubte Propaganda begünſtigen 
kann, aber ich halte doch eine beſtimmte Zuſicherung für wünſchenswerth, die 
beruhigend wirken und weitere unberechtigte Wünſche um ſo ſicherer zum 
Schweigen bringen würde. m . 

Einigen Ausführungen von geſtern muß ich in dieſer Beziehung auf das 
Entſchiedenſte widerſprechen. Die Herren Abgeordneten aus Nordſchleswig 
haben die Grenzlinie für das däniſche Element zu ſüdlich gezogen. In Flens⸗ 
burg mögen die däniſchen Sympathien vorwalten, aber nicht die daͤniſche 
Nationalität; es wird ja notoriſch dort plattdeutſch geſprochen. Ebenſo ver⸗ 
hält es ſich in anderen Städten, welche die däniſche Partei beanſprucht. 
Wenn alſo dieſe Theile an Dänemark zurückfallen ſollten, jo wäre dies voll⸗ 
ſtändig unberechtigt. (Präſident Dr. Simſon: Ich muß den Redner darauf 
aufmerkſam machen, daß über dieſe Fragen die Debatte bereits geſtern ge⸗ 
ſchloſſen iſt.) ... Ich werde mich alſo darauf beſchränken, den übrigen Th 
meines Antrages zu beleuchten. M. H.! Wenn man einen Bundesſtaat grün⸗ 
den will, ſo kann dies auf die Dauer hin nur unter der Bedingung geſchehen, 
daß das gebührende Maß von Freiheit geſichert ift, wie mein Antrag propos 
nirt, der hervorgegangen iſt aus aufrichtiger Liebe zum ganzen, großen deut⸗ 
jhen Vaterlande. Es ift der einzige De um uns mit unſeren ſüddeutſchen 
Brüdern zu vereinigen. M. H.! Man hat uns ſonſt wohl Augustenburger 
genannt und mit Mißtrauen betrachtet. Erlauben Sie in dieſer Beziehung 
— 9 Dr. Simſon unterbricht ihn von Neuem mit der Mahnung, 
zur Sache zu ſprechen) — Alſo m. H., meine Freunde und ich ſind zu unſerm 
Antrage gekommen, um den Vorwurf zu widerlegen, daß wir in ſchleswig⸗ 
holſteinſchem Particularismus befangen ſeien und kein Herz für Deutſchland 
bätten. Unſer Antrag enthält nichts Neues; feine Beſtimmungen find durch 
ſämmtliche Verfaſſungen der Neuzeit anerkannt. 

Meine Herren! ir wünſchen Alle ein möglichſt dauerhaftes Staats⸗ 
gebäude und find uns unſerer großen Verantwortlichkeit bewußt. Dieſe Ver⸗ 
antwortlichkeit darf aber nicht los darin beſtehen, 0 wir den Regierungen 


— 


billigerweiſe entgegenkommen; wir dürfen nicht vergeſſen, daß wir Volksver⸗ 
treter find und deſſen Rechte wahren, wenn möglich weiter fördern müſſen. 
In dieſem Entwurfe ſind dieſelben nicht gewahrt, und wird es nöthig ſein, 
dies nachzuholen, wie es unfere Anträge proponiren. Meine Herren, der Vers 
faſſungsentwurf it an vielen Orten mt Mißfallen aufgenommen und wir 
unſererſeits haben alle Urſache, unfere engzugemeſſene Competenz etwas weiter 
auszudehnen. Wenn uns am Herzen liegt, daß die Mainlinie bald überwun- 
den werde, dann müſſen wir dafür ſorgen, daß die Rechte, die wir brauchen, 
uns garantirt werden. Es iſt nicht möglich, in die materielle Discuſſion dieſer 
Rechte einzutreten; geſtatten Sie mir nur ein kurzes Wort für religiöfe Frei⸗ 
beit. Unſere chriſtlichen Brüder in den vormaligen hannoverſchen und ſchles⸗ 
weine bd Landen find vielfach unruhig daruber, daß fie in ihrem ge⸗ 
wohnten kirchlichen Regimente nicht belaſſen werden, und es iſt wohl wün⸗ 
ſchenswerth, ihre Herzen in dieſer Beziehung zu erleichtern. M. H.! Ich 
glaube, She Zeit nicht länger in Anſpruch nehmen zu dürfen (Ruf: Bravo!); 
ich wiederhole alſo, daß —— den Grund der Freiheit für den norddeutſchen 
und kein dauernder Boden gewonnen wird. ir ſind darauf aufmerkſam 
emacht, daß wir nicht zu viel auf einmal wünſchen ſollen. Man hat d 

ild gebraucht, daß wir einen Eichbaum pflanzen, den exit nachkommende 
Geſchlechter in ſeiner ganzen Größe ſehen könnten. Ich acceptire dies Bild, 
aber forgen wir dafür, daß wir wirklich einen Eichbaum pflanzen und nicht 
ein 4 9.80 Beet, Geda 90 92 Sch bin Ren daß 

g. eerer (zur ( ts⸗Ordnung): Ich der ung, 

blos zu § 2 geſprochen wird. i 7 8 


as klären, daß ich nicht gegen den 
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Sn Herrenſtraße Nr. 0 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
a en Beſtellungen auf die Zeitung. welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übri 


gen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 20. März 1867. 


Präſident Dr, Simſon: Zu ſämmtlichen Paragraphen des Abſchnitts IIe 

Abg. Graf Schwerin: Da die Geſchäfts⸗Ordnungsfrage einmal ange: 
regt, ſo glaube ich, darauf hinweiſen zu müſſen, daß, wenn zu jedem 
ſchnitte der Verfaſſung eine General⸗Discuſſion ftattfinden ſoll, der Anfang 
der Debatte ſehr erweitert werden möchte. Ich würde es vorziehen, die ein⸗ 
zelnen Artikel zur Discuſſion zu ſtellen. 

Präſident Dr, Simſon: Ich bin dem Herrn Vorredner ſehr dankbar für 
feinen Rath, aber § 47 der Geſchäftsordnung ſchreibt ausdrücklich das bis⸗ 
berige Verfahren vor. 0 5 

bg. v. Sybel: Bei andern Abſchnitten wird ſich das von dem Grafen 
Schwerin empfohlene Verfahren anwenden laſſen, wenn wir aber hier in die 
ſofortige Discuſſton der einzelnen Artikel eintreten, dann wird die Debatte 
durch unwillkürliche aber unnöthige Wiederholungen erſt recht erweitert 
werden. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Daß Art. 2, 3 und 4 gleichzeitig discutirt 
werden, ſcheint mir die Debatte nicht blos zu erweitern, ſondern auch zu ver⸗ 
wirren. 

Abg. Tweſten: Für den gegenwärtigen Abschnitt iſt die General⸗Dis⸗ 
cuffion ohne Bedeutung, aber bei andern, wie zum Beiſpiel Organiſation der 
Bundesregierung und des Reichstags, dürfte es ſich empfehlen, daß der 
ſident die Meinung des Hauſes darüber einholt, ob eine General⸗Discuſſion 
ſtattfinden ſoll oder nicht. 

bg. Lasker: Das Haus hat die General⸗Discuſſion beſchloſſen. Wer 
ſie abbrechen will, braucht blos einen Schluß⸗Antrag zu ſtellen. — Redner 
ſchließt ſich dem Vorſchlage des Abg. Tweſten an. ? 

Die Abgg. Rohden, Michaelis (Ueckermünde) und Graf Schwerin 
erkennen die Corxectheit dieſes Standpunktes an. Der Letztere ſtellt den förm⸗ 
lichen Antrag, die General⸗Discuſſion über Art. 2 zu ſchließen. Das Haus 
erklärt ſich mit großer Majorität für den Schluß 


Es wird nunmehr in die Specialdebatte über Art. 2 eingetreten. 


Abg. Haberkorn (für Art. 2): 
hierher berufen zur Vereinbarung der 2 des norddeutſchen Bundes, 
deſſen Centralgewalt conſtituirt werden muß. Als Vertreter unſeres engeren 
Vaterlandes aber ſtehen wir auf dem Boden des abgeſchloſſenen Friedens; 
deshalb müſſen wir allen Anträgen entgegentreten, die darüber hinausgehen, 
und die nicht annectirten Länder mehr, als es zur Gründung der Central⸗ 
gewalt nothwendig iſt, in ihrer nn a beſchränken. Dies ift nicht 
nur gerecht und durch das uns gegebene Wort geboten, ſondern auch noth⸗ 
wendig; denn es wird der ſtärkſte Anreiz für Süddeutſchland fein ſich uns 
anyufhlieben. Ich bin deshalb für den Bundesſtagt, gegen den Einheitsſtaat 
und im Großen und Ganzen für den vorgelegten Entwurf, werde aber wirk⸗ 
lichen Verbeſſerungsanträgen gern zuſtimmen; als einen ſolchen kann ich den 
des Abg. Zachariae nicht anſehen. Im erſten Theile hat er ganz Recht, in⸗ 
dem er Bundesgewalt, Bundesgeſetzgebung und Bundesrath geſchieden wiſſen 


will. Dies Moment iſt aber nicht durchſchlagend, um den Entwurf deshalb 


zu ändern. Auch der zweite Theil iſt vollſtändig richtig, aber ſelbſtverſtänd⸗ 
15 Ich bitte daher, ihn abzulehnen und den Art. 2 des Entwurfs anzu⸗ 
nehmen. 

Abg. Dr. Zacharige (gegen Art. 2): Mein Streben ift dahin gerichtet, 
daß die uns vorgelegte Berfaflung den Charakter einer Bundesſtaatsverfaſſung 
erhalte und nach dem conftitutionellen Princip möglichſt amendirt werde. 
der früheren Debatte hat Jemand geſagt, daß wir uns lediglich auf den prak⸗ 
tiſchen Standpunkt zu ſtellen hätten; ich gebe es gern zu, daß der Mann, 
deſſen Werk der Verfaſſungsentwurf weſentlich iſt, der größte Praktiker des 
19. Jahrhunderts iſt. Die Praxis allein thut es aber nicht; wenn wir einen 
Bundesſtaat gründen wollen, fo darf es auch an dem Princip und dem Be⸗ 
griff deſſelben nicht fehlen. Der Entwurf ſoll nicht die Verfaſſung eines Ein⸗ 
. ſein und auch nicht die verbündeten Staaten auf die ſchiefe Ebene 
eben, auf welcher fie allmälig in den Einheitsſtaat hineinrutſchen. 
zelftaaten ſollen deshalb an Gewalt behalten, was auf die gemeinſame Gewalt 
nicht übertragen zu werden braucht. Dieſer Grundſatz iſt in allen hiſtoriſch 
geworde en Verfaſſungen ausgeſpiochen, wie in der nordamerikaniſchen und 
der ſchweizeriſchen. Es iſt nun von einer Seite gelant worden: eine ſolche 
Beſtimmung ſei überflüſſig, weil man auf dem Boden des Vertrages ſtehe. 
M. H., wo die Verfafſung anfängt, da hört der Vertrag auf! Von derſelben 
Seite ſagt man: die Beſtimmung wäre ſelbſtoerſtändlich, und deshalb über⸗ 
flüſſig. Wie viel fteht nicht in unſeren Verfaſſungen, was ſelbſtverſtändlich 
iſt und doch nothwendigerweiſe ausgedrückt werden muß? Auch der alte 
Moſer hat geſagt: „Es ſchadet nicht, wenn etwas ausgedrückt wird, was 
ſelbſtverſtändlich iſt.“ Es muß eine wirkliche Bundesgewalt durch die Ver⸗ 
faſſung geſchaffen werden, und es heißt die Dinge mit einem Schleier umbüls 
len, wenn man meint, die Bundesgewalt laſſe ſich umgehen. Der zweite Theil 
meines Antrages rechtfertigt ſich damit, daß es unlogiſch wäre, erſt von der 
Wirkung der Bundesgeſetzgebung zu ſprechen, und ſpäter von der Art und 
Weiſe, wie ſie conſtituirt werden ſoll. 

Abg. Wagener (Neuſtettin): Der Herr Vorredner hat gejagt, daß der 
mate des vorliegenden Entwurfs der größte Praktiker des 19. Jahrhun⸗ 
derts ſei. Da hier nun eine praktiſche Sache vorliegt, habe ich die vorgefaßte 
Meinung, mehr dem Praktiker wie dem Theoretiker, mag er auch ein 
ausgezeichneter ſein, ſolgen zu müſſen. — 
ments gefaßt; was aber heute über uns ausgeſchüttet worden ift, überſchreitet 
das Maß desjenigen, was ich der Redeluſt der Deutſchen zutraute. Mein 
Beſtreben wird es deshalb fein, die Amendements auf das möͤglichſt geringſte 
Maß in Aa auf ihre Annahme zurückzuführen. Wir haben hier nicht 
einen gemüthlichen Spaziergang zu machen in die Irrgänge des conſtitutio⸗ 
nellen Syſtems, ſondern wir haben einen vertragsmaͤßigen Entwurf vor uns 
liegen, wobei man nicht weiß, ob auch nur eins der eingebrachten Amende⸗ 
ments die Sicherheit hat, von den contrahirenden Mächten angenommen zu 


eil | werden. (Unruhe links.) — Was das Amendement Zachariae betrifft, jo bin 


ich der Meinung, daß der Antragſteller damit gerade das Gegentheil von dem 
erreicht, was er will. Außerhalb der einzelnen contrahirenden Staaten iſt eine 
geſonderte Bundesgewalt noch nicht etablirt, nicht anerkannt und wird auch 
nicht anerkannt werden können. Wenn nun der Vorredner eine beſondere 
Bundesgewalt eingeſetzt haben will, ſo thut er damit kein Werk, welches der 
Selbſtſtändigkeit und Autonomie der Einzelſtaaten zu Gute kommt, ſondern 
gerade das Gegentheil. — Solche principielle Verfaſſungsphraſen haben über« 
haupt keinen sr in Amerika iſt trotzdem der Bürgerkrieg nicht vermieden 
worden. Eine ſolche theoretiſche Feſtſtellung nützt bier gar nichts, wenn nicht 
noch die weitere Beſtimmung hinzugefügt wird, daß durch die nbeadeieh- 
gebung und die Bundesgewalt nichts mehr geändert werden darf, was Bezug 
hat auf die Autonomie der Einzelſtaaten. 

„Die nothwendige Folge der Annahme eines ſolchen mange wäre ferner 
die Conftituirung eines Bundesgerichts, welches die Streitigteiten zwischen der 
Centralgewalt und den Sondergewalten entſcheiden müßte. Wenn aber das 
Bundesgericht die Befugniß bat, die Zweifel zu entſcheiden über die 4221 
geberiſchen Befugniſſe der Einzelstaaten und der Bundesſtaaten, jo geht 
weſentlicher Theil der Souderänitätsrechte in die Hände des Bundesgerichts 


über. — Viele der Amendements gehen darauf 1 die Geſetzgebung der 


Einzelſtaaten zu anticipiren durch die Bundesgeſetzgebung: dies wird aber 
ſehr die dazu beitragen, den Einzelſtaaten eine h che Verfaſſung unannehmbar 
zu machen; denn wir haben jetzt noch keine Befugniß zum Eingriff in die 
Geſetzgebung der Einzelſtaaten. Wir haben durchaus keine ere durch 
an und für ſich wirkungsloſe theoretiſche Sätze, die dem conſtitutione Eyſtem 
angepaßt find, die Weiterentwicklung der Berfaſſung aus ſich ſelbſt heraus zu 
bemmen, müſſen oe eine Fortentwickelung derſelben erwarten bon der 
Vertragstreue der preußiſchen Regierung gegenüber den verbündeten Staaten 
und dem einſichtigen Willen der verbündeten Staaten, das zu thun, was in 
ihrem eigenen Intereſſe Noth thut. Deshalb bitte ich, den Art. 2 der Vorlage 
anzunehmen, das Amendement des Staatsraths 2 zu verwerfen. 

Präſident Simſon: Ich bitte die Herren Abgeordneten, von der Titels 
bezeichnung ihrer Collegen Abſtand zu nehmen. 

Abg. Dr. Elliſſen (gegen Art. 2 eingeſchrieben): Zunächſt muß ich er⸗ 

Entwurf, ſondern gegen das 

M. H. Der Antrag Zacharige * entweder feine 
Bedeutung oder er hat eine Bedeutung. (Grohe re Formell ſcheint 
er keine Bedeutung zu haben; aber er bat eine Bedeutung, wenn es auch 
nicht direct ausgesprochen ift; deshalb bin ich entſchieden dagegen. — Von 
einer Seite . geſagt worden, das, was d w verſtehe 
ſich von ſelbſt. J 


Zachariae ſprechen wollte. 


rä⸗ 


Als Vertreter des Volks ſind wir 


Die Ein⸗ 


Ich war ſchon auf viele — N 


Amendement 


as Amendement be a 
bedauere ſehr, daß ſich das von ſelbſt baſchen ſoll. Ich 
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hei 
begriffenen Staaten behalten ihre Selbſtſtändigkeit, ſoweit 


— 
* 


nat geregelt werden ſollen. Ich kann dagegen 
E einer der bauptſächlichſten Wunſche bei ber 


bezüglichen Amendement, 


ſehe gar keine Veranlaſſung dazu, von Seiten des Reichstages die Fortdauer 
der Kleinſtaaterei zu betonen. Ich wünſche vielmehr die Competenz des 
Bundes um ein Beträchtliches erweitert und würde Anträgen, die dies be⸗ 
zwecken, beiſtimmen, falls der Bund, wie er conſtituirt wird, den Bedürfniſſen 
und gerechten Anſprüchen der Nation entſpricht. Da man dies noch nicht 
weiß, iſt es allerdings bedenklich, die Competenz des Bundes zu erweitern. 
Die Gewalt der Ereigniſſe wird, ſo 05 ich, auch ferner ſtärker ſein als alle 
Verträge. Es iſt allerdings ehrenwerth, wenn die preußiſche Regierung ſich 
gebunden erklärt durch die Verträge, habe aber die Hoffnung, daß die Ge⸗ 
walt der Ereigniſſe ſtärker ſein wird als das Band, welches die preußiſche 
Regierung gegenwärtig noch bindet. — Es ift uns der Rath ertheilt worden, 
Deutſchland in den Sattel zu heben, reiten würde es ſchon können; ich habe 
bei dieſem Bilde bei dem Reiter unwillkürlich nicht an Deutſchland gedacht, 
weil ich nicht wußte, wer da das ne fein follte, ſondern an Jemand an⸗ 
ders; und ich habe die Hoffnung, daß dieſer erfahrene Reiter, wenn er Augen 
blick kommt, mit derſelben Kühnheit, Leichtigkeit und Grazie, womit der über 
den Artikel 11 der Bundesacte, der ich übrigens keine Thräne nachweine und 
den Art. 5 der Wiener Schlußacte hinweggaloppirt ift, ſich auch über ſolche 
Hinderniſſe hinwegſetzen wird, die von den Regierungen dem Bedürfniſſe und 
wohlverſtandenen Intereſſe der Nation entgegengeſtellt werden. — Dem, was 
der Vorredner gegen das Amendement Zacharige geſagt hat, kann ich bei⸗ 
ſtimmen; hinſichtlich der vielen Amendements bin ich jedoch anderer Meinung, 
und bin der Anſicht, daß, wenn nicht die wichtigſten in den Entwurf aufge⸗ 
nommen werden, wir uns wohl kaum für den ganzen Entwurf werden ent⸗ 
ſcheiden können. 5 
Abg. Miquel (für Art. 2): Die Debatte, welche wir vor uns haben, 
Vor uns am deutlichſten, wohin rn alle theoretiſche Genauigkeit führt. 
er Herr Zachariage und die hier ſitzenden Herren aus Sachſen find in den 
Zwecken, die ſie verfolgen, durchaus einig; es haben ſehr gute Theoretiker, 
irogdem fie dieſelden prakliſchen Zwecke verfolgen, ſich auf das Entſchiedenſte 
gegen einander erklätt. Die Herren aus Sachſen ſtimmen für den Art.? 
weil fie glauben, die Souberänetät der einzelnen Staaten ſei geſichert durch 
den Vertrag; der Abg. Zacharige will die Souveränetät der einzelnen Staa⸗ 
ten, ſoweit fie nicht durch den Bund ausdrücklich beſchränkt it, verfaſſungs⸗ 
mäßig ſichern. Die Aufgabe des Reichstags wird nun darin beſtehen müſſen, 
die Gründe, die die Herren aus Sachſen für den Art. 2 ausgeſprochen⸗ haben, 
ebenſo wie den Antrag des Herrn Abg. Zachariae abzulehnen. Die Sou⸗ 
veränetät der einzelnen Staaten iſt jedenfalls nicht mehr garantirt durch den 
Vertrag, ſobald die Verfaſſung ins Leben getreten ift; fie beruht dann allein 
noch auf der Verfaſſung. Die Grundlage der Verfaſſung iſt zwar ein Ver⸗ 
trag geweſen, aber der Vertrag geht eben dahin, einen neuen Staat zu grün⸗ 
den, dieſem Staat eine Verfaſſung zu geben und ſich dann dieſer Verfaſſung 
u unterwerfen. Dieſen Punkt müſſen wir ganz beſtimmt betonen und ent⸗ 
ſchieden feithalten; denn es liegt darin die alleinige Garantie einer friedlichen 
Entwickelung der Sate — Andererſeits ſtimme ich ganz den Gründen, die 
der Abgeordnete Wagener ausgeſprochen hat, darin bei, daß der natürlichen 
Entwickelung einer Nation ei; derartige formale . aragraphen 
keinerlei Schranken geſetzt werden dürfen, Was das Beiſpiel von Nord⸗ 
amerika betrifft, jo möchte ich dies noch in anderer Weiſe benutzen. Ich be⸗ 
baupte nämlich: der Krieg in Nordamerika iſt weſentlich Folge der amerikani⸗ 
ſchen particulariſtiſchen Sucht bei Gründung des Bundes, die Souberänetät 
der einzelnen Staaten durch Verfaſſungsparagraphen möͤglichſt zu ſichern, ge⸗ 
weſen. (Ruf: Sehr wahr!) 7 > 2 
Hätte die amerikaniſche Verfaſſung die völlige Freiheit, ſich aus ſich ſelbſt 
u entwickeln gehabt, fo hätte allmälig dem beränderlien und wechſelnden 
Berürfniffe des amerikaniſchen Volkes auf friedlichem, 8 
Wege Ausdruck gegeben werden können. Ganz daſſelbe haben wir im vori⸗ 
gen Jahre erlebt. Die Bundesverfaſſung reichte nicht mehr aus für die Be⸗ 
dürfniſſe der Nation, ſie verſchod die natürliche Stellung der einzelnen Bun⸗ 
desglieder. In dem Augenblicke, wo ein Staatsmann erſchien, der an die 
Stelle der Form die Wirklichteit ſetzte, war die 1 geſprengt 
(ſehr gut); ſie mußte aber geſpr ngt werden durch Gewalt, weil die ber» 
faſſungsmäßigen Formen ein Anderes nicht zuließen. Oeſterreich und die 
Staaten, die mit ihm gingen, brachen nach meiner Ueberzeugung durch die 
Abſtimmung vom 10. Juni eben fo gut die Verfaſſung, wenn Preußen ſeiner⸗ 
ſeits die Bundesverfaſſung brach durch die Erklärung, der Bund ſei aufgelöſt. 
Solche Zuſtände wollen wir nicht mehr; wir wollen nicht mehr einen formus 
lirten Kampf des Particularismus gegen die Einheitsidee; wir ſtellen uns 
einfach auf folgenden Boden: Entweder iſt es richtig, was wir behaupten, daß 
die Entwickelung allerdings in Deutſchland ſeit langer Zeit auf dem Wege 
zur Einheit ſei — dann Fon man dieſer Entwickelung aber auch freien Lauf 
aſſen und ſoll ſich nicht einbilden, einer ſolchen natürlichen und nothwendigen 
Entwickelung ſich durch Verſaſſungs⸗Paragraphen entgegenſetzen zu können: 
oder aber die Herren haben Recht, die ſagen, die Souderänetät iſt ſtärker und 
nothwendiger zu ſchützen als das Allgemeine — dann find die Paragraphen 
völlig unnütz. Entweder — oder; in dem einen Falle ſind die Beſtimmungen 
ſchädlich, im anderen Falle unnütz. (Sehr gut!) 
. H.! Die Deutſchen find meines Erachtens von der Gefahr am aller⸗ 
weiteſten entfernt, daß ſie unnöthig a und generalifiren; die Gefahr 
für uns, zu ſehr zu ſpecialifiren und uns zu ſehr in Beſonderheiten zu verlieren, 
iſt nach meiner Ueberzeugung vielleicht noch auf unabſehbare Zeit die bei 
Weitem ſtärkere. Wir brauchen keiue Schranken, wir brauchen keine Befeſti⸗ 
gungen der particulariſtiſchen Richtung, nein, wir brauchen eine Stärkung der 
Einheitsrichtung. (Sehr gut.) Was den Antrag Zachariae anbetriſſt, jo 
würden wir, wenn er weiter nichts bezweckte, als einen theoretiſchen Satz klar 
zu machen, darüber hinweggehen können, weil er unnütz iſt. Ich behaupte 
aber, die Worte bench als die Art der Vertheidigung des Antrages hat uns 
eine andere Tendenz bewieſen. Es heißt in dieſem Antrage: „Die im Bunde 
155 nicht durch 
verſtändlich auf⸗ 


* 


dieſe Verfaſſung beſchränkt iſt.“ Das kann ſehr mi 


5 Ian werden; das kann ſehr wohl heißen: „Auch in Zukunft darf die Selbſt⸗ 


ändigfeit der einzelnen Staaten nicht weiter beſchränkt werden, als in dieſer 
eefahjung bereits ausdrücklich geſchehen iſt.“ Wäre das der Sinn dieſes 
Antrags, fo würde er die verfa des bil Weiterentwickelung von der Com⸗ 
petenz und der Aufgabe des Bundes böllig ausſchließen; er würde einen 
permanenten Krieg zwiſchen den einzelnen Staaten und deren vermeintlich 
berlegter Souveränetät, und zwiſchen den Bedürfniſſen der Nation und der 
Action des Bundes formuliren. 8 ‘ 

Hat der Antrag aber dieſen Sinn nicht, will er unter dem Ausdruck: 

„ſoweit die Selbſtſtändigkeit nicht durch dieſe anale beſchränkt iſt“, nicht 
das Recht des Bundes alteriren, feine Verfaſſung ſeldſt zu erweitern, ſich 
ſelbſt innerhalb des verfaſſungsmäßigen Weges lle teformiren, dann iſt der 
Antrag vollig bedeutungslos. Auch in dieſem Falle aber iſt er ſchädlich. Ich 
bin nicht der Anſicht, daß alle unndthigen und überflüffigen Dinge unſchädlich 
find; ich kann dieſen Grundſatz der theoretiſchen Jurisprudenz nicht theilen: 
ich bin vielmehr der Anſicht, wenn der Reichs tag hier einen Artikel des Ver⸗ 
faſſungsentwurfs durch ein Amendement reformirt, jo wird die ſpätere Gene⸗ 
ration in dieſer Reformation eiwas mehr ſuchen als ein Ueberflüſſiges; fie 
wird darin eine beſondere Bedeutung finden, und bei dem Stärkerwerden 
einer particulasiktjchen Strömung eine offenbar beabſichtigte particulariſtiſche 
Bedeutung. Ich bitte Sie daher, den Antrag abzulehnen. (Beifall.) 

Der Antrag auf Schluß wird darauf angenommen. Bei der Abſtimmung 
werden die Amendements des Abg. Zacharice mit allen gegen etwa 10 Stims 
men (u. A. Zachariae, Schleiden, v. Hammerſtein, v. Münchhauſen, ‚Frande) 
verworfen und Art. 2 des ie unverändert mit allen gegen 20 Stim⸗ 
men (die Polen und die Barticularijten, welche für das Amendement Zachariae 
geſtimmt) angenommen. y 

Man kommt zur Discuſſion über Artikel 3, und es erhält zunächſt 
das Wort: a 

Bundescommiſſar Dr. Hoffmann (Großherzogthum Heſſen): Der vor⸗ 
liegende Artikel erſcheint hier nicht in der Set wie er urſprünglich von 
der preußiſchen Regierung den übrigen Bepollmächtigten vorgelegt wurde; er 
ift vielmehr ein Product der Berathungen der Conferenz. Gerade dieſer Ar⸗ 
tikel war einer derjenigen, welcher am meiſten Schwierigkeiten machte. Wenn 
man auch mit dem Principe des Entwurfs einverſtanden war, konnte man ſich 
doch nicht Über die Schwierigkeiten täuſchen, welche durch die ſtricte Durch⸗ 
führung deſſelben, durch das tiefe Eingreifen deſſelben in die Geſetzgebung und 
die Verwaltungsgrundſätze der einzelnen Staaten herbeigeführt würden. Na⸗ 

mentlich gilt dies auch mit Bezug auf die Communal ⸗Verfaſſungen. Man 
kam deshalb zu der Ueberzeugung, daß gewiſſe praktiſche Biegungen dieſes 
Princips eintreten mußten, und 0 iſt die jetzige esu entſtanden, bei der 
ſedoch immer noch als oberſter Grundſat feſtgebalten iſt, daß es in den nord⸗ 
deutihen Staaten keinen norddeutschen Ausländer geben dürfe. Ich erlaube 
mir, mich gleich mit einigen Worten über die verſchiedenen Amendements zu 
äußern. Eines berjelben will, daß auch „die Bestimmung über die Aufnahme 
in den localen Gemeindeverband“ nach dem Princip des gemeinſamen Indige⸗ 
nur ſagen, daß gerade das 
e bei verſchiedenen 8 war, da 
die Gemeinde⸗Verhältniſſe durch die Bundes verfaſſung nicht angegriffen wer⸗ 
den möchten. Daſſelbe gilt um fo mehr von dem auf Alinen 4 des Artikels 
welches die Worte „die Uebernahme von Auszuwei⸗ 
ſenden“ geſtrichen wiſſen will, als ja ſolche Ausweiſungen nach dem Heimaths⸗ 
orte des betreffenden Indipiduònms auch in den einzelnen Staaten ſelbſt vor, 


— 


54 ſelber zufallen. 


Staaten des Bundes ſchlechter daran ſein werden 
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kommen. Und da gerade dieſe Verhältniſſe durch die gegenwärtig beſtehenden] habe aber die Hoffnung, daß die 9 1 des Reichstages nach A 


Verträge ſehr gut geregelt find, fo lag es im allſeitigen Intereſſe, daß die 

Fortdauer dieſer Verträge beſtimmt wurde. Ich erlaube mir, den Artikel 3 

Unverändert zur Annahme zu empfehlen, um ſo mehr, als ja durch eine 
1 Faſſung des Artikel 4 manches etwaige Bedenken gehoben wer⸗ 
en könnte. 

Abg. Simon beantragt, das Amendement der Abgeordneten Schulze und 
Bouneß (Ueberweiſung des Artikels 3 an eine Commiſſion von 21 Mitglie⸗ 
dern zur Aufſtellung der weſentlichſten Grundrechte) vorläufig allein zur Dis⸗ 
cuſſion zu ſtellen. 5 : 

Präſident Simſon ift der Anſicht, daß über dieſen Antrag zugleich mit 
dem Artikel 3 und den dazu geſtellten Amendements debottirt werden könne, 
wenn derſelbe auch am Schluſſe der Discuſſion zuerſt zur Abſtimmung gebracht 
werden müſſe. 7 : 

Abg. Graf Schwerin: Wenn ich auch gegen den Antrag der Abgeord⸗ 
neten Schulze und Bouneß ſelber bin, fo glaube ich doch, wir werden über 
die Sache leichter hinwegkommen, wenn wir ſie ſo erledigen, wie der Herr 
3 Simon vorgeſchlagen hat. ; { 

Abg. gr ch glaube, das Haus ift gar nicht im Stande, über 
meinen Antrag ſich ſchlüſſig zu machen, ehe wir nicht in die Debatte einge⸗ 
gangen ſind. Ich trete deshalb dem Vorſchlage des Herrn Präſidenten bei. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Wenn wir gleich auf die Materie eingehen und 
dabei zu gleicher Zeit über den formellen Antrag debattiren, ſo ſtellen wir ja 
gerade den Zweck des letzteren auf den Kopf. Derſelbe muß nothwendig zuerſt 
und für ſich allein berathen werden. 

Abg. Tweſten: Die Fragen, ob überhaupt Grundrechte aufgeſtellt werden 
ſulge und welche, laſſen ſich ſehr gut von einander ſcheiden. Gerade eine 
olche doppelte Discuſſion möchte ich aber vermieden wiſſen, und bitte deshalb, 
nach dem Vorſchlage des Herrn Präſidenten zu verfahren. ; 

Abg. Dr. Wächter: Wir können nicht mit der Frage über die Nieder⸗ 
ſetzung einer Commiſſion beginnen, ehe wir nicht einig darüber ſind, ob wir 
überhaupt auf die Frage eingeben wollen. ; f 

Man kommt zur Abſtimmung; der Antrag des Abg. Simon wird an⸗ 
genommen und demgemäß der Antrag der Abg. Schulze und Bouneß zuerſt 
zur Debatte geſtellt. Es erhielt hierzu zunächſt das Wort 

Abg. Schulze: Meine Herren! Die große Anzahl der zu dem Artikel 3 
eingebrachten Amendements beweiſt am beſten, wie ſehr man von allen 
Seiten das Bedürfniß der Verbeſſerung deſſelben gefühlt hat. Mat hat die⸗ 
ſelbe theils dadurch zu erreichen geſucht, daß man die weſentlichſten Grund⸗ 
rechte in einem Amendement kurzweg zuſammenfaßie, wie das durch das 
Amendement Schrader geſchehen it; theils, indem man die einzelnen Grund: 
rechte in beſtimmte Amendements zu einzelnen Punkten des Artikels kleidete; 
theils endlich, indem man die künftige Ordnung auch dieſer Sache der Bun⸗ 
desgeſetzgebung zu überweiſen beſtrebt iſt. Dieſen drei Wegen ſteht unſer 
Antrag gegenüber, der dieſe verwickelte Materie au eine beſondere Commiſ⸗ 
ſion verweiſen will, damit dieſelbe jo gründlich behandelt werde, wie es das 
Thema verdient. Meine Herren, es gehört nur ein geringer Grad von Er⸗ 
wägung dazu, um einzuſehen, daß dem wichtigen Werke, das wir ſetzt vor 
uns haben, die nationale Weihe fehlt, wenn nach der Richtung der Rechte des 
Volkes hin nicht mehr geſchehen ſollte, als in dem Art. 3 geboten iſt. 

Wir treten in ein neues Geſammt⸗Staatsleben ein, welches erhöhte For⸗ 
derungen ſtellt an die Leiſtungsfähigkeit der Bürger der Einzelſtaaten. Drängt 
ſich Ihnen da nicht unwillkürlich der Gedanke auf, daß, ſobald eine Erhöhung 
der Laſten eintritt, man auch eine Erhöhung der Rechte ihnen gewähren muß, 
namentlich, ſobald dieſelben in unleugbarem Zuſammenhang ſtehen mit der 
Erhöhung ihrer Laſten? Und daß dieſer Zuſammenhang beſteht, möchte ſich 
doch kaum verkennen laſſen. Wie hat es Preußen vermocht, nach der furcht⸗ 
baren Kataſtrophe von 1806 ſich dennoch wieder zu erheben, und zu erheben 
mit erhöhter Leiſtungsfähigkeit feiner Angehörigen? Durch Entfeſſelung der 
Kräfte der Bürger auf gewerblichem und politiſchem Gebiet, durch ein freieres 
Gemeindeleben, kurz durch eine Ait von Grundrechten, durch bis dahin in 
Deutſchland nicht bekannte Freiheitsrechte! Stellen wir auch hier dies Gleich⸗ 
gewicht her! Ich meine, wir haben auch einen geſchichtlichen Hinweis auf 
das, was in neuerer Zeit zu geſchehen pflegt, wenn eine ſolche ſtaatliche Neu⸗ 
geſtaltung ins Leben gerufen werden ſoll, ein Hinweis, der auch hier ſehr am 
Orte iſt. Faſt keine Verfaſſung hat ſich in neuerer Zeit davon losgemacht, 
von der Gewähr ſolcher freiheitlichen Grundrechte. Nehmen Sie unfere preu⸗ 
ßiſche Verfaſſung, nehmen Sie die deutſche Reichsverfaſſung von 48! Ja ſogar 
in der Bundesacte von 1815 find im Artikel 13 und 18 Verſuche gemacht zu 
einer Gewähr von Grundrechten, und wenn Sie bedenken, in welcher Zeit 
dies geſchah und von wem dies ausging — nämlich von den Vertretern der 
Regierungen, ſo werden Sie in der That denſelben Ihre Anerkennung nicht 
ganz verſagen. g 

So wird beiſpielsweiſe allen Staaten die Gewähr landſtändiſcher Verfaſ⸗ 
ſungen gegeben, damals, wo weder Oeſterreich noch Preußen eine Verfaſſung 
kannte. Erwägen Sie das und nehmen Sie dazu, was uns hier geboten 
wird, ſo müſſen Sie ſich doch ſagen, daß wir hier im Verhältniß viel weniger 
und äußerſt Mäßiges haben. Und wir werden uns, denke ich, um das Be⸗ 
dürfniß der deutſchen Nation „nach Einigung und Wohlfahrt“ zu befriedigen, 
doch kaum hinter den Standpunkt der Bundesacte von 1815 ſtellen können, 
Für die Feſtſtellung ſolcher Grundrechte haben wir ein werthvolles Document 
in den Grundrechten der deutſchen Reichsverfaſſung, aber ich geſtehe es zu, 
dieſelben bedürfen einer Reviſion, einer erneuten, gründlichen Erwägung und 
dieſe findet am beſten und geeignetſten in einer Commiſſion ſtatt. Das hält 
auch durchaus nicht unſere weiteren Verhandlungen auf; die Berathungen im 
Plenum lönnen ohne Störung fortgeſetzt werden, und erſt am Schluſſe des 
ganzen Verfaſſungswerkes braucht der Bericht der Commiſſion entgegengenom⸗ 
men zu werden. — Meine Herren, der Inhalt alles Stagtslebens iſt die 
Verwirklichung menſchlicher Entwickelung. Dieſen Punkt unſerer Verfaſſung 
auszudrücken, dazu find die Grundrechte da, und nur wenn Sie dieſe Grund⸗ 
rechte aufgenommen haben, werden Sie das erreichen für dieſelbe, was Sie 
ſelber ihr wünſchen müſſen, nämlich die lebendigſte Sympathie des ganzen 
Volkes für die Verfaſſung 2 . 

Abg. Grumbrecht: Ich halte mich für verpflichtet, gegen den Antrag 
zu ſprechen, obgleich ich materiell auf demſelben Boden ſtehe, wie der Herr 
Vorredner. Ich ſage mir aber, daß dieſe Grundrechte jetzt in den meiſten 
Einzel⸗Verfaſſungen ſchon einen genügenden Ausdruck gefunden haben, und 
wenn ich auch nicht beſonders hervorheben will, daß dieſelben an und für ſich 
gar keine Bedeutung haben, wenn ſie nicht in Fleiſch und Blut des Volkes 
übergegangen ſind, ſo kann ich mich doch nicht für die Vorberathung in der 
Commiſſion erklären. Das geſchieht einmal, weil die Commiſſionsdberhand⸗ 
lungen ſo außerordentlich viel Zeit koſten und wir andererſeits keine Urſache 
haben, uns mit Feſtſtellung dieſer Grundrechte, die uns ja für ſich allein gar 
keine Rechte geben, zu befaſſen. Das Verfaſſungswerk in Frankfurt ii we⸗ 
ſentlich mit an der Auſſtellung dieſer Grundrechte geſcheitert. Ich halte es 
ferner für außerordentlich bedenklich, jetzt ſchon einen ſolchen Antrag zu ſtellen. 
Verhehlen gerade wir, deren Aufgabe es iſt, die Freiheit zu verfechten, es uns 
nicht, daß die Stimmung in dieſem Augenblick nicht zu unſeren Gunſten iſt. 
Das Streben nach Einheit iſt gegenwärtig ſo groß, daß man darüber leider 
zuweilen die Freiheit zu vergeſſen ſcheint. Ich empfehle Ihnen daher, den 
Antrag zu verwerfen. 

Es wird ein Antrag auf Schluß der Debatte geſtellt. Auf der Rednerliſte 
ſtehen noch für den Antrag: die Abgg. Dr. Becker, Bouneß, Duncker (Berlin), 
Dr, Nee; gegen denſelben Abg. v. Sybel und einige Andere. Der Schluß 
der Debatte wird beſchloſſen und darauf der Antrag der Abgg. Schulze und 
Bouneß mit großer Majorität abgelehnt. 

Es wird darauf in der Discuſſion über Artikel 3 fortgefahren. € 

Abg. Dr, Jäger: 800 gehöre zu den Vertretern eines thüringiſchen Klein⸗ 
ſtaates und ſchicke voraus, daß dieſe Staaten im vorigen Jahre nicht gezwun⸗ 
gen, ſondern aus innigſter n dem Laufe der Dinge gefolgt ſind, 
wie er ſich durch die 8 haten der preußiſchen Armee herausgeſtellt 
bat. Wir find auch hierher nicht gekommen, um gegen den uns vorgelegten 
Verfaſſungs⸗Entwurf anzuftreben, jondern um dieſen Entwurf ſo ſchnell als 
möglich zur Durchführung zu bringen. Ich muß dabei allerdings bemerken, 
daß wir es lieber geſehen hätten, wenn durch denſelben eine Menge Rechte, 
welche jetzt noch den kleinen Regierungen überlaſſen ſind, der Central⸗Regie⸗ 
rung überwieſen wären, wogegen wir weniger Laſten für die Kleinſtaaten ge⸗ 
Ba hätten. Doch laſſen wir uns dadurch nicht abſchrecken, für den Ent: 
wurf uns auszuſprechen, indem wir von der Erwartung ausgehen, daß dieſe 
Kleinſtaaten doch ſchließlich mit Preußen werden vereinigt werden und daß 
auch Sachſen denſelben Weg geben wird. (Oho!. 

ch von meinem demokratiſchen Standpunkte aus halte die Grundrechte 
ſchon wegen der guten Erinnerungen, die ſich an dieſelben 8 hoch, aber 
ich hasta daß ich das Schema von Grundrechten, wie es ſich in den meiſten 
Verfaſſungen findet, nicht jo hoch ſchätze, daß ich, weil dieſelden in dem Ent⸗ 
wurfe ſich nicht befinden, denſelben darum verwerfen möchte. Ich glaube 
nach dem im Artikel 3 feftgeftellten Grundrechte werden die übrigen uns von 
I n. Zwar bedarf dieſer Artikel noch vieler Verbeſſerungen, ich 
beſcheide mich aber bei den Schwierigkeiten, die denſelben entgegenſtehen. 
Hervorheben aber muß ich doch, daß die Angehörigen unſeres Staates, welche 
nicht der chriſtlichen Religion angehören, — der jetzigen Faſſung in manchen 
/ : als die Angehörigen von 
Frankreich oder Italien auf Grund der 


4 die Einzelſtaaten veranlaſſen wird, ſich in d 
derjenigen Staaten anzuſchließen, welche weiter vorgeſchritten find 
Ueberhaupt bleibt die Feſtſtellung der Grundrechte viel beſſer der Geſetzge⸗ 
bung des Reichstages überlaſſen; heute bringt dieſe Feſtſtellung viel größere 
Schwierigkeiten mit ſich. Die dadurch herbeigeführte Verzögerung bringe ich 
nicht hoch in Anſchlag; denn die Wirkung dieſer Theorien iſt ganz geringe 
. D lange nicht Geſetze geſchaffen werden, die die Grundrechte auch 
urchführen. 

Abg. Scherer: Indem ich gegen Art. 3 das Wort ergreife, erkläre ich, 
daß ich vollkommen der Anſicht bin, daß dieſer Entwurf eine vertragsmäßige 
Grundlage hat und durch tiefgreifende Aenderungen nicht alterirt werden darf, 
ohne das Werk ſelber zu gefährden. Ich werde deshalb auch nur ſolchen 
Aenderungen zuſtimmen, von denen ich überzeugt bin, daß ſie in den Canon 
des Entwurfs hineingepaßt werden können und keinen principiellen Widerſtand 
finden werden. Es handelt ſich im Eingang des Artikel 3 um ein gemein⸗ 
ſames Indigenat. Wenn ein ſolches wirklich in demſelben beſtimmt, ſo würde 
es vieler Amendements nicht bedürfen; aber der Artikel ſagt nur, daß ein 
ſolches beſtehen ſolle, und ſchränkt ſogleich die Beſtimmung auf ganz genau 
definirte Bedingungen ein. Ich glaube, daß durch dies Indigenat dem bei 
Weitem größten Theile der Bewohner des norddeutſchen Bundes nur ſehr 
wenig geholfen werden wird. Da aber die Beſchränkungen doch nicht auf die 
Dauer werden beſtehen können, werde ich mich dem Amendement anſchließen, 
welches auch die Beſtimmungen über das Indigenat einfach der Bundesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen will. Dazu kommt das Ineinanderfaſſen der Artikel 3 
und Artikel 4, was mir eine ſolche Ueberweiſung als beſonders wünſchenswertd 
erſcheinen läßt. 

Um auch einige Worte über die auf die religiöſe Freiheit 5 lichen 
Amendements zu jagen, fo würde ich ſelber ein ſolches nicht geſtellt haben, 
wenn es nicht von anderer Seite ae wäre. So aber fühle ich mich 
verpflichtet, daſſelbe einzubringen. Daſſelbe enthalt die Faſſung des Art. 12 
der preußiſchen Verfaſſung mit nur einigen Aenderungen. Ich muß einige 
Worte über meinen Standpunkt, von dem aus ich dies Amendement geſte 
habe, ſagen. Die bisherigen katholiſchen Redner von dieſer Tribüne aus 
ſcheinen mir in ihren Auslaſſungen am beſten gekennzeichnet zu werden, wenn 
ich von ihnen fage, fie waren „kühl bis an's Herz hinan“. Halte ich damit 
zuſammen, was über die Betheiligung katholiſcher Geiſtlicher hier geſagt wor⸗ 
den iſt, erinnere ich mich an das Beſtehen einer beſonderen katholiſchen Fraction 
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe und an ihre Abstimmungen daſelbſt, fo 
ſcheint mir das Alles einen Gegenſatz zwiſchen Katholiken und Evangeliſchen 
auch in politiſchen Dingen andeuten zu wollen. Ich kenne aber einen ſolchen 
. Gegenſaß nicht; derſelbe rriftirt gar nicht. Das beweiſt unter 

nderem meine eigene Wahl, denn ich bin in Aachen gewählt, einer durchaus 
katholiſchen Stadt, die ſich zugleich die alte Kaiſerſtadt zu nennen liebt; in ihr 
ſchlafen die Gebeine Carls des Großen, auf ihrem Rathhauſe ſaß Kaiſer Ru⸗ 
dolfs heilige Macht. Und hier bin ich gewählt als Anhänger der Regierung 
und der Politik von Nikolsburg. 

Wenn ich alſo ſage, der von jenen Herren fingirte Gegenſatz beſteht nicht, 
ſo ſpreche ich im Namen von Millionen von Katholiken. Das von mir ge⸗ 
ſtellte Amendement ſteht demnach auch auf vollkommen parteiloſem Boden. 
M. H. Alle Grundrechte ſind Menſchenwerke, fie müſſen ſich den Verhältniſſen 
anpaſſen ; fie ſind Monologe, fo lange ji: nicht durch Ausführungsgeſetze in 
die Wirklichkeit getreten find. Das iſt aber bei dem Rechte der religidfen 
Freiheit, bei dem Rechte, nicht ausgeſchloſſen zu ſein von den Freiheiten, die 
jeder Staat ſeinen Angehörigen giebt, nicht der Fall, und darum empfehle ich 
Ihnen die Annahme meines Amendements. 5 

Bundes Commiſſar von Savigny: Ich erlaube mir, eine Frage, welche 
von dem Vorredner aufgeworfen iſt, ſofort zu beantworten. Sie bezieht ſich 
auf das Alinea 1 des Artikels 4, das da lautet: „Die Beſtimmungen über 
Freizügigkeit, Heimath⸗ und Niederlaſſungs⸗Verhältniſſe und über den Gewer⸗ 
bebetrieb, einſchließlich des Verſicherungsweſens, ſoweit dieſe Gegenſtände nicht 
ſchon durch den Artikel 3 dieſer Verfaſſung erledigt ſind.“ Daran knüpfte 
der Herr Vorredner die Frage, ob damit dieſe Gegenſtände als beſeitigt an⸗ 
geſehen werden lönnten für die zukünftige Entwickelung durch die Bundesge⸗ 
ſetzgebung. Dies kann ich dahin beantworten, daß nach Anſicht der verbln⸗ 
deten Regierungen, welche den Verfaſſungsentwurf vorgelegt haben, der Bun⸗ 
desgeſetzgebung die fernere Entwickelung auch auf dieſem Gebiete nicht ent⸗ 
zogen iX, ſondern im Gegentheil vorbehalten bleibt. 

855 Beziehung auf einen andern Punkt, den der Herr Vorredner haupt⸗ 
ſächlich betont hat und in einem Sinne, der uns Alle nur gefreut haben kann, 


erlaube ich mir zu bemerken, daß wir, was die preußiſche Begierang 5 
0 egt 


als wir den Verfaſſungsentwurf unſeren verbündeten Regierungen 

haben, das religiös⸗ſittliche Gebiet beſtimmt der Autonomie der einzelnen 
Staaten uicht entzogen wiſſen wollten. (Ruf: Sehr gut!) Wir haben im 
Allgemeinen nur auf den Gebieten die Geſammtkräfte der Nation zuſammen⸗ 
gefaßt, wo ſie zu ihrer Entfaltung nach innen und außen in einer Hand am 
tüchtigſten fein können. Auf allen anderen Gebieten haben wir die Autonomie 
der einzelnen Staaten möoͤglichſt wenig beſchränken wollen. ate 
ten, deren wir uns in Preußen erfreuen in Beziehung auf religiöfe Toleranz 
und auf die Gleichſtellung der Bekenntniſſe in Beziehung auf die Ausübung 
von Rechten in allen bürgerlichen Gebieten, dieſe Errungenſchaſten ſind nicht 
in Tag geſtellt und die wollen wir auch nicht in Frage geſtellt wiſſen. Wir 
wollen ſie bewahren und wir haben ein ſolches Vertrauen auf die werbende 


Kraft, die in dieſen Principien liegt, daß wir nicht daran zweifeln, ſie bald⸗ 


möglichſt überall adoptirt zu ſehen. (Bravo! Sehr gut!) Uebrigens finden 
ſich für uns dieſelben Gelegenheiten in Zukunft, dieſe Fragen nicht blos ans 
zuregen, wenn Jemand dieſer Aufforderung nicht nachkommen ſollte. Das 
— a der Legislatur vorbehalten, und gerade der Entfaltung auf die⸗ 
em Gebiete. 

Ich glaube, daß damit einige Gründe vielleicht dafür angeführt ſind, daß 
wir gegenwärtig nicht weiter gehen, ſondern mit Dank hinnehmen, was hier 
in dem Art. 3 geboten wird. Der Art. 3 in Bezug auf das Indigenat ent⸗ 
haͤlt eine Reihe von großen Fortſchritten auf dieſem Gebiete der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit in Norddeutſchland; er hat die Schlagbäume für die Menſchen 
hinweggeräumt, ſowie früher die Zollſchranken hinweggeräumt wurden; er hat 
gewiſſermaßen tbeilhaftig gemacht ſämmtliche Einwohner des norddeulſchen 
Gebiets der großen und ausſchließlichen Privilegien, in denen ſich früher nur 
die ſtandesherrlichen Familien zur Zeit der alten Bundes verfaſſung befanden; 
Jedermann iſt an jedem Orte beimathsberechtigt und im bolliten Sinne des 
Wortes ſteht es ſeiner Wahl frei, wo er leben und wirken will. Ich denke, 
daß unſer Verfaſſungsentwurf, der gewiß manche Mängel enthalten wird, 
doch vor verſchiedenen anderen Verfaſſungsentwürfen, die in Deutſchland vor⸗ 
gelegen haben, den 2255 hat, daß er nicht mehr bietet, wie er auch ge⸗ 
währen kann. (Sehr gut.) Wenn Sie das, was hier von den verbündeten 
Regierungen Ihnen geboten wird, annehmen, fo beſchenken Sie damit die Bes 
völkerung von Norddeutſchland ſofort mit dieſen Wohlthaten, es bedarf einer 
weiteren Erörterung nicht. Unmittelbar tritt die geſammte Bevölkerung von 
Norddeutſchland in den Beſitz dieſer entſchiedenen Fortſchritte. Das Uebrige 
überlaſſen Sie der Zukunft; und an gutem Willen von beiden Seiten wird 
es nicht fehlen, bald an die Vollendung auch auf dieſem Gebiete zu gehen. 
(Sehr gut! Bravo rechts.) l 

Abg. v. Wächter (für Art. 3): Der Entwurf, obwohl das Product eines 
Vertrages, muß uns vorgelegt werden, doch müſſen wir in allen 3 
Fällen, wenn wir nicht nach voller ee auf etwas Unannehmbares 
toßen, den Entwurf unverändert laſſen. Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Die 
Art. 3 und 4 beſtimmen die Competenz des Bundes, aber enthalten nicht ſeine 
Geſetzgebung. In manchen Fällen bedeutet es nicht viel, daß jeder Bürger 
des einen Bundesſtaates in dem andern wie ein Staatsangehöriger deſſelben 
behandelt werden ſoll; denn was hätte man davon, ſich in n Sachen . nieder⸗ 
zulaſſen? Aber es bedeutet für den Medlendurger, für den Sachſen ſehr viel, 
ſich ia Preußen niederlaſſen zu dürfen. Ein Indigenatsgeſetz iſt ſehr ſchwierig 
und delicat. Nehmen wir die vorläufigen Zugeſtändniſſe an, überlaſſen wir 
der Zukunft das Uebrige und enthalten wir uns aller materiellen Geſetzgebung. 
Daſſelbe gilt von den Grundrechten. Die preußiſche Verfaſſung und manche 
andere enthält fie bereits, ſie für den Bund zu formuliren wäre ſchoͤn, aber 
ſchwierig. Unſere Lage iſt eine ganz andere wie die des Parlamentes im 
Jahre 1848. Damals gab es keine Preßfreiheit, keine religidſe Freiheit, man 
mußte fie begründen und fehlte nur darin, daß man zu viel und zu lange 
davon ſprach. Weil die Verfaſſungen einiger kleinern Staaten nicht, wie die 
preußiſche, ſächſiſche, weimarſche, Grundrechte enthalten, wäre das Opfer einer 
ab ovo beginnenden Discuſſion der Grundrechte zu groß und brächte die 
Gefahr, daß auch der Kampf gegen ſie geführt werden könnte. Das die Reli⸗ 
gion betreffende Grundrecht verdiente an ſich einen Vorzug, weil ſeine Anerken⸗ 
nung keine legislatoriſche Thätigkeit implicirt. Aber rührt man an eines, ſo 
bat man die Discuſſion über alle, und unſere Zeit iſt bis auf die Minute 
dafür zu koſtbar. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Devens findet ſich durch die Erklärung des Bundescommiſſars von 
Sins bewogen, ſein Amendement F en 

Abg. Graf Baſſewitz (für Art. 1 Die Amendements verrücken den aus 
Verträgen entſtandenen Entwurf der Verfaſſung und mit demſelben Recht, 
wie die bekannten Grundrechte, konnte man noch andere oder das Einkammer⸗ 
pſtem in fie aufnehmen. Sie find der Weg, die 


Artikel 
eſer Beziehung der b ds fl 


dividualität der Einzel⸗ 
betreffenden Handelsvertrͤge. Ich! !itanten zu berichten und fie zu abforbiren, Was v Berref des Indigenatg 


. 
3 a 8 Br 2. Är 


fiber Art. 3 hinausgeht, ift abzuweiſen. Ich geliebe gern, daß meine Sinne 

geſchärft ſind gegen Alles, was das hiſtoriſch Berechtigte gefährdet, und halte 

es nicht für Zufall, ſondern Gottes Fügung, daß wir unſere Fürſten haben, 

denen wir mit Blut und Leben angehören. Es hat mich geihmerzt, daß man 

ihnen die Stellung der Lords Palmerſton und Derby als Muſter vorgehalten 

bat, denn fie jtreben nach keiner europäiſchen Rolle, ſondern wollen für das 

ihnen anvertraute Land ſorgen, wie wir ihnen unſere Treue vererben. Un⸗ 

heimlicher noch ward mir, als man bier von Verträgen ſprach, die beſſer nie 

geſchloſſen wären und, wenn geſchloſſen, wieder aufgeboben werden müßten. 

Wo bleibt da noch der Unterſchied von Recht und Unrecht? Ich lebe viel⸗ 

mehr der Se unde daß das königliche Preußen jeden Angriff auf eine Re⸗ 

gierung des Bundes abwehren wird wie einen Angriff gegen ſie ſelbſt. Man 

ſagt, Preußen könne nicht eine Garantie gewähren gegen ſich ſelbſt, wobei 

nicht blos an ſeine Regierung gedacht wird. Aber die erfreuliche Sprache des 

Grafen Bismarck macht es mir allein möglich, daß ich überhaupt noch für 

den Verfaſſungs⸗Entwurf ſtimme. Die freie Concurrenz, hereinbrechend über 

ein kleines Land, das ſie bisher nicht kannte, würde es mit dem Ueberfluß 

der großen Staaten, und nicht dem Beſten, überſchütten. Die mecklenburgiſche 

Regierung kann nicht mit derſelben Hand ihren Ständen eine ſie abſorbirende 
Verfaſſung vorlegen und zugleich Opfer für den Bund verlangen. 

Abg. Braun (Wiesbaden): (Der Redner iſt in dem Moment, wo ihm 
nach der Liſte das Wort ertheilt wird, nicht im Saale und es entſteht eine 
Pauſe.) Ich glaube nicht minder wie der Herr Vorredner (große Heiterkeit) 
an die Miſſton des königlichen Preußen, aber an die Miſſion, die Glorie 
Deutſchlands nicht blos durch militäriſche Kraft herzuſtellen, ſondern auch an 
feine Miſſion, die wirthſchaftliche Erlöſung Deutſchlands zu vollenden, die 
feine Könige mit einem für ihre Zeit wohltbätigen Abſolutismus zuerſt in 
und für Deutſchland begonnen haben. Die Zugfreiheit, welche den rechten 
Mann an die rechte Stelle führt, wo er wirken kann, iſt das Werk Preußens 
und die kleineren Gewalten werden ſie von ihm lernen müſſen, wenn ſie die 
wirthſchaftliche Kraft zu ihrer militäriſchen Leiſtung erlangen wollen. Was 
will Mecklenburg? Zu Grunde wird es gehen oder den größten Theil ſeiner 
Bevölkerung an Preußen verlieren, was nur eine andere Art zu Grunde zu 
gehen iſt. Meinem Geſchmack genügt der Art. 3 nicht, ich vermiſſe in ihm 
die unbeſchränkte Zugfreiheit. Es giebt kein deutſches Ausland mehr, iſt ge⸗ 
ſagt worden, aber jener Artikel ſchafft auch kein deutſches Inland, in dem die 
Menſchen circuliren wie die Waaren. Nach dem preußiſch⸗franzöſiſchen Han⸗ 
delsvertrage hat ein Franzoſe bei uns mehr Rechte als wir ſelber (Bewegung 
und Beifall), das kann einem Manne von Ehrgefühl wohl die Schamröthe 
ins Geſicht treiben. 8 9 

Ich wollte daher mit den Abgeordneten Frhrn. v. Rothſchild, Mi baelis 
u. d. die Einſchaltung eines beſondern Art, beantragen, der Jedem das Recht 
der Niederlaſſung, wenn auch keine corporativen Rechte verleibt. Nach 
Art. 3 kann jeder nichtpreußiſche Staat mich von der Niederlaſſung aus: 
ſchließen, wenn er ſeine eigenen Unterthanen ausſchließt oder ſeinen Ge⸗ 
meinden erlaubt, mich auszuſchließen. Die Armenpflege, die Militärpflicht 
ſollte unſer Antrag nicht berühren, ſie bleiben intact wie die Frage des Com⸗ 
munalverbandes. Die reichen ſüddeutſchen Gemeinden können nicht die Sorge 
für jeden Zuzügler übernehmen. Daß der großherzoglich heſſiſche Commiſſar 
ſich auf den Gothaer Vertrag als einen Schutz für die Zugfreiheit berief, 
kann ich nicht verſtehen. Dieſer Vertrag beſtimmt die Zugfreiheit der Schüb⸗ 
linge, die Koſten für den Schub, welcher Staat dem Schübling Schuh und 
Hemde gewährt. Die volle Zugfreibeit iſt nicht nur wa, ſondern 
auch politiſch wichtig. Ueberall im Auslande finden wir Landsleute, die durch 
die Engherzigkeit unſerer Geſetzgebung vertrieben ſind und die, ſo wohl ſie 
ſich fühlen, doch die Sehnſucht nach der Heimath nicht verläßt. Aber fie iſt 
unmöglich, weil die Kinder nicht als legitim anerkannt wurden, oder weil fir 
nicht zünftig ſind und in ihrer Jugend nicht ihr Meiſterſtück und andere alberne 
und unnütze Dinge gemacht haben. Dieſe Deutfchen im Auslande waren im 
Jahre 1866 deutſcher als die Deutſchen im Inlande. 8 

Gleichwohl halte ich meinen Antrag nicht aufrecht, ſondern überlaſſe ihn 
der Bundesgeſetzgebung, weil ſeine Ablehnung ſeitens dieſer Verſammlung, 
die nur den Verſaſſungs⸗Entwurf berathen ſoll, den Irrthum erzeugen könnte, 
als wäre ihre Majorität gegen ihn, und doch iſt fie — ich fühle es — für 
ihn. So nehme ich denn Art. 3 an, werde aber mit meinem Antrage wieder 
und wieder kommen und immer mehr verlangen, bis ſein Zweck erreicht iſt. 
— Gegen die Amendements, welche die Grundrechte in die Verfaſſung 
einführen wollen, bin ich entſchieden. Auch die Bundesacte von 1815 enthielt 

Grundrechte, aber keines iſt je realiſirt, weil es an einer Legislative und 
Executive dazu fehle. Schaffen wir erſt dieſe und dann wollen wir an die 
Grundrechte gehen, die beſſer Grundgeſetze ſein und heißen ſollen. Denn nur 
als ſolche binden ſie Regierungen und Gerichte. Praktiſch werden die kleinen 
Staaten die Grundrechte der Preußiſchen Verfaſſung adoptiren müſſen, wenn 
auch nicht durch territoriale Geſetzgebung. Vor allem bin ich gegen die pro⸗ 
ſuſe Grundrechtsdebatte. An Frankfurt war ſie ein Schrecken ohne Ende und 
nahm ein Ende mit Schrecken. Während die ernſten Männer itver fie berie⸗ 
then, wurde ein öſterreichiſcher Erzyerzog durch kühnen Griff an die Spitze 
des Reichs beſtellt, und während jene in den engen Räumen der Commiſſions⸗ 
Zimmer am Tage an ven Gewebe webten, löſte Nachts eine hohe Penelope 
dies Gewebe wieder auf. Derwe len lungerten die Botschafter des Reichs in 
den Vorzimmern Cavaignacs und Palmerſtons und konnten keine Audienz 
erhalten. Dies Beiſpiel ſchreckt mich ab, vestigia terrent. 

Sind wir unterm ſichern Dach 

Glücklich erſt geborgen, 
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Bundescommiſſar Hoffmann: Das Mißverſtändniß des Hern Vorred⸗ 
ners iſt entſtanden, weil er nicht im Saale anweſend war, als ich ſprach, oder 
2s war fingirt, um feinen Humor ſpielen zu laſſen, der auch mic erfreute. 
Bräfident Simſon: Eine ſolche Aeußerung iſt nicht zuläſſig.) Es thut mir 

d, aber ich habe den Gothaer Vertrag nicht als die Gewähr der Zugfreihelt 
Hie, Sein Inhalt traf aber mit Artikel 3 zuſammen und er hat wohl: 
Ihätig gewirkt. Auch der Vorwurf gegen den Handelsvertrag mit Frankreich 
Üt unbegründet. Ich glaube, daß irgend eine Beſtimmung deſſelben gegen die 
angeführte Ungleichheit ſchützt 1 Braun: Nein!), ich glaube in dem Se⸗ 
paratprotocoll. (Abg. Braun: Nein) Nur ”,, des Bundesgebietes hat 

ie preußiſche Geſetzgebung nicht, Art. 3 ift alſo nicht ungenügend. 3 
„ Abg. Scherer will an Stelle feines Antrages, den er zurückziehen will, 

eine motivirte Tagesordnung ſetzen: in Erwägung, daß der Reichstag mii 

em Antrage auf Gleichſtellung der religibſen Bekenntniſſe materiell einver⸗ 

Handen ift u. ſ. w. — Abg. d. Mallinckrodt nimmt ven — enen 

| Arag wieder auf. Schluß der Discuſſion wird beantragt, aber abgelehnt. 

Is; Abg. Tweſten (für Art. 3): Aenderungen des Entwurfes ſind nur zus 

aſig, wenn fie nothwendig und von Erfolg find. Was zur Bundesgeſetz⸗ 

Atung gehört, wird darum nicht Beſtandtheil der Verfaſſung. Auch Brauns 

ntrag würde das Indigenat nicht jo feſtſtellen, daß nicht noch Ausführungs⸗ 
Beſtimmungen nothwendig blieben. ee 

Dem Antrage Sreptay3 iſt im Wahlgeſetze, der Leipziger Petition durch 
die Militaverwaltung zu genügen. Auf die Pelitionen religidſen Inhalts aus 

ecklenburg können wir uns hier nicht einlaſſen. Die dort leiden, müſſen 

noch ein Jahr leiden, bis der Reichstag mit geſetzgebender Gewalt geſchaffen 

iſt. Die eſetze von 22 Staaten zu rebibiren, ſind wir nicht befugt, und aus 
Mangel an Vorlagen und Material nicht in der Lage. Die Grundrechte gehen 
ebenfalls den nächſten Reichstag an; ohne Ausführungsgeſetze baben fie kei⸗ 
nen praktiſchen Werth, ſondern find nur Merkzeichen, über welche ſich geſetz ⸗ 
gebende Verſammlungen nicht wegſetzen dürfen. 

Der Antrag Scherer's iſt beſſer zurückgezogen und die Wiederaufnahme 
wird ihm wohl nichts nützen, obwohl er vorzugsweise und beſonders behandelt 
werden kann und es . werden verdient. 

Ein Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. 

Abg. Wiggers Berlin) vertritt die von ihm eingebrachten Amendements 
und ſchildert die Zuſtände Mecklenburgs, über die es hohe Zeit iſt, „ein 
wahres Wort“ zu ſprechen. Die reformirte und kathollſche Tonfeſſion find 
dort nur geduldet, ihr privater und öffentlich er Gottesdienſt hängt von der 
Genehmigung des Miniſteriums ad. Nur evangeliſch⸗ lutheriſche können 
Staatsämter, Magiſtratse und höhere Offiziersſtellen bekleiden. Die Juden 
dilden eine Pariakaſte, Ne können nur Aerzte und Advocaten, nicht 'otare 
werden, kein Amt bekleiden, lönnen ſich in Roſtock und Wismar nicht nieder⸗ 
laſſen, in Wismar ſich nur 21 Stunden aufhalten, ſonſt wohl niederlaſſen, 
aber nicht obne deſondere Conceſſion, die noch einmal Geld koſtet, Geſchäfte 
treiben; Bürgerrecht erlangen ſie nirgends. Der mecklenburg⸗franzöſiſche 
Handelsvertrag giebt dem Auslande ebenfalls Vortbeile gegen die Deutſchen; 

ein preußiſcher Jude, auch wenn er Millionär iſt, kann in Mecklenburg nicht 
Grundbeſiz erwerben, dem franzöſiſchen Juden ſteht dies Recht zu. Die 
mecklenburgiſchen Juden dürfen keinen ländlichen Beſiz haben. Vor Kurzem 
hat ein Jude eine Krugſtelle auf 10 Jahre in einem Domanium gepachtet, 
unter der Bedingung, daß er ſie nicht ſelbſt bewohnt, nicht ben bewirthſchaftet 
und im Todesfall die Pachtung auf einen Chriſten übergehen laßt. 

Ueber unſern zweiten Antrag nur eine kurze Bemerkung. Die Ritterſchaft 
mochte gern die Zuſtände conſerviren, wir aber wollen weder berechtigte 
eiten dulden. Erlauben Sie mir in dieſer 
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und Unrube) M. H. Es thut mir leid, aber ich habe 16 Jahre lang in 
Mecklenburg ſchweigen müſſen (Heiterkeit), daß Sie mir ſchon Minuten ge⸗ 
ſtatten können. Wir ſtimmen in unſeren Anſichten doch Alle darin überein, 
daß dieſe Verſammlung conſtitutionelle Rechte haben fol, auch die Regierun⸗ 
gen möchten dagegen nichts einzuwenden haben, mit Ausnabme der beiden 
Mecklenburg, ſo viel man wenigſtens aus ihren Antecedenzien ſchließen kann. 
Wie unvereinbar unſere Verfaſſung mit der des norddeutſchen Bundes iſt, 
geht ſchon aus dem Wahlgeſetz hervor, in dem nur die Städte, die Ritterſchaft 
und der Domanialbeſitz repräſentirt ſind. Es giebt eigentlich keinen Vertreter 
aus Mecklenburg hier; Mecklenburg kennt blos Vertreter von Grundbeſitzers 
Gnaden und don Obrigkeits Gnaden, wie ja auch ein Grundbeſitzer ſich 
einmal geäußert hat, die Volkswahlen wären wider Gottes Gebot. Noch 
bedenklicher ſieht es auf wirthſchaftlichem Gebiete aus. Wir werden an 
Militärlaſten 600,000 Thaler mehr aufbringen müſſen. 

Nehmen Sie dazu die Ausfälle aus der Salzſteuer und die, welche unſer 
Uebertritt in den Zollverein für die nächſte Zukunft mit ſich bringen wird, 
dann werden Sie die Frage gerechtfertigt finden, woher das Alles genommen 
werden ſoll? Nun, meine Herren, die Ritterſchaft wird Alles den Bürgern 
und Bauern auf die Schultern laden und Mecklenburg iſt kein reiches Land, 
obſchon reiche Leute dort ge (Widerſpruch.) Der Abgeordnete aus Mediens 
burg, welcher vorhin ſprach, zwingt mich zu ſagen, daß der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen den Conſervativen Mecklenburgs und Preußens außerordentlich groß iſt. 
Die Feudalen Preußens haben für ſich das Gefühl eines großen Staates und 
einer Geſchichte, mit der ihre Familien vielfach verwachſen ſind, die Familien 
Mecklenburgs aber wollen nicht einmal ein großes Vaterland, ſie wollen die 
kleinen Verhältniſſe conſerviren, weil ſie ſo allein die Möglichkeit haben, ihre 
Privilegien zu conſerviren. Wer ſoll uns helfen, wenn nicht Sie, 
nehmen Sie unſere Anträge an und erhalten Sie dadurch dem meckkenburgi⸗ 
ſchen Volke ſeinen Glauben an die Zukunft. (Lebhaftes Bravo.) 

Der Präſident will den letzten zuerſt zur Abſtimmung bringen. — Abg. 
Duncker (Berlin), empfiehlt das Gegentheil und wird darin von dem Abg. 
Michaelis, Ueckermünde, unterſtützt. — Abg. Graf Schwerin giebt aus 
langjähriger Praxis dem Präſidenten Recht, der überhaupt über die Auslegung 
der Geſchäfts⸗Ordnung zu entſcheiden habe. — Abg. Lasker verwahrk ſich 
dagegen. — Präſident Dr. Simſon: Die Geſchäfts⸗Ordnung ſei der natür⸗ 
liche Schutz der Minorität; fie könne das nicht fein, wenn die Muöorität des 
Hauſes ein Recht habe, ſie auszulegen. Wenn das Haus ihm nicht zutraue, 
daß er die Geſchäfts⸗Ordnung zum Schutz der Minorität handhaben werde, 
fo werde er reſigniren; dazu genüge die leiſeſte Andeutung. (Bravo!) — Abg. 
Lasker: Er hade nur den Fall im Auge gehabt, wenn dem Präſidenten die 
Auslegung der Geſchäfts⸗Ordnung ſelbſt zweifelhaft erſcheine. — Abg. Duncker 
(Berlin) verweiſt für ſeine Meinung auf $ 51 der Geſchäfts⸗Ordnung. 

Das Haus ſchreitet zur Abſtimmung. Der Schluß der Debatte wird ans 
genommen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 5 

Abg. Dr. Michelis (Kempen): Der Abg. Scherer hat von katholiſchen 
Geiſtlichen geſprochen, die ihre religidſe Stellung gegen die Regierung benutzt 
fahren Er kann nicht einen einzigen Wahlkreis fir dieſe Verleumdung aufs 

ren. 

Präſident: Dieſe Bemerkung hat Ihnen nicht gegolten. Pe 

Abg. Dr. Michelis: Sie konnte blos mich treffen, weil ich der einzige 
katholiſche Geiſtliche bin, der in der Generaldebatte geſprochen hat. Ich weiſe 
dieſelbe mit Bezug auf meine Thätigkeit im Abgeordnetenhauſe und meine 
ſonſtige Vergangenheit zurück. Was die Unterſcheidung zwiſchen guten und 
ſchlechten Katholiken anbetrifft — (der Präsident unterbricht ihn) — fo ſage 
ich: Ob ein Katholik ſervil ſein will oder nicht, das hat er ſelbſt zu verant⸗ 
worten, ich aber nehme für mich das Recht in Anſpruch, liberal zu ſein. 

15 Rohden: Der Abg. Scherer bat der tatholiſchen Fraction ein ille⸗ 
gales Verfahren vorgeworfen. M. H. Es giebt keine Falte in meinem ver⸗ 
gangenen Leben, die ich nicht klar legen kann; ich will Alles vertreten und 
bemerke nur, daß es ganz unerhört iſt, wenn ſich ein Mitglied dieſes Hauſes 
über die Vota eines anderen Mitgliedes ein Urtheil erlaubt. 

9 5 Be ident will nicht feine Rechtfertigung hindern, bittet ihn aber, 
aß zu halten. f . 

Abg. Rohden: Ich habe in der erſten Hälfte der fünfziger Jahre. (Große 
Unruhe. Redner fragt den Präſidenten, ob er nicht ſprechen dürfe und der 
Präſident entgegnet, daß er das Haus nicht nöthigen könne, als perſönliche 
Bemerkung längere Reden anzuhören. Redner ſchließt): Ich habe genug 
geſagt, um meinen ernſten Unwillen darzulegen. 

Abg. v. Mallinckrodt: Der Abg. Scherer hätte den Nagel auf den 
Kopf getroffen, wenn er bezüglich meiner die umgekehrte Bemerkung gemacht 
hätte: Nur mein warmes Gefühl für Deutſchland, für Preußen, meine Heis 
math und für das Recht haben mich bedauern laſſen, wenn mein Volk in 
Bürgerkrieg befangen, wenn ich meine Obrigkeit auf dem Wege ſah, den ich 
für den Weg des Unrechts halte (ſtürmiſche Unterbrechung). 

Der Präſident: Sie haben die Grenzen der perſonuichen Bemerkung 
weit überſchritten. 5 r 

Abg. Graf Bethufy:Huc macht eine perſönliche Bemerkung gegen den 
Abg. Graf Baſſewitz. 

Abg. Dr. Elliſſen gegen denſelben Abgeordneten, den er den „Abgeord⸗ 
neten der mecklenburgiſchen Ritterſchaft“ nennt. : z 

Abg. v. Kleinſorgen: Der Abg. Scherer hat auch mich angegriffen, 
weil ich im Abgeordnetenhauſe Mitglied der katholiſchen Fraction war. Er 
hat dabei meinen Abſtimmungen Motive untergeſchoben, die ich als nieder⸗ 
trächtige Verleumdungen zurückweiſe. (Unruhe rechts.) 5 

Präſident Simſon: Dieſe letzte Aeußerung des Redners war ein Aus⸗ 
druck, den ich meinerſeits zurückweiſen muß. 

Abg. Graf Baſſewitz machte eine Bemerkung gegen den Abg. Graf 
Bethuſy⸗Huc. 


Abg. Scherer: Auf den Ausdruck, den ein Redner von jener Seite 
Die Abſicht, 


gegen mich gebraucht hat, kann ich hier unmöglich antworten. ® 0 
ihn zu beleidigen, hat mir um ſo ferner gelegen, da ich nicht einmal eine 


Abnung von der Exiſtenz feiner Perſon in der katholiſchen Fraction hatte. 
Was ich ſagte, war rem objectiv; ich habe nur nachgewieſen, daß es nicht 
ein Ausfluß der katholiſchen Religion ſei, ſo zu handeln, wie jene Herren. 
Verunglimpft habe ich Niemanden, ſonſt hätte es ja wohl auch der Herr Praͤ⸗ 


ſident gerügt. n 
Ein Antrag auf Vertagung der Abſtimmung wird abgelehnt. Die Abgg. 
Kitz, Delius, Dr. 


geeigneter Stelle wieder einzuſchieben. 
Darauf wird zur Abſtimmung geſchritten über Artikel 2. Alinea I, deſſel⸗ 


ben wird mit großer Majorität angenommen; desgleichen Alinea II.; abge 


lehnt wird dagegen der vom Abgeordneten Schrader hinzubeantragte Zuſatz⸗ 
antrag. Alinea III., IV., V. und VI werden darauf angenommen. 

Bundescommiſſar für Mecklenburg, Dr. Wetzel (auf der Journaliſten⸗ 
tribüne faſt unverſtändlich) erklärt die Darſtellung der Rechtsverhältniſſe für 
richtig, weiſt aber die Schlußfolgerungen der politiſchen Parteiſtellung des 
Vorredners zu und bemerkt dann: der Reichstag ſei berufen, die Verfaſſung 
des norddeutſchen Bundes zu berathen, nicht aber die der Einzelſtaaten wer 
ſentlich zu modificiren, dazu ſei die Verſammlung nicht competent, daß fie in 
dieſe Einzelnverfaſſungen eingreife. Man werde es ihm nicht verübeln, wenn 
er das hohe Haus bitte, die Anträge Wiggers abzulehnen. 

Es iſt wieder ein Antrag auf Vertagung und ein anderer auf Schluß der 
Debatte eingegangen. 

Es kommt darauf der die Grundrechte enthaltende Antrag des Abg. 
Schrader zur Abſtimmung; das vom Abg. Aus feld hingeſtellte Amen 
dement wird abgelehnt. Ueber den Antrag Schrader's wird namenllich 
Bent; derſelbe wird mit 189 gegen 65 Gunmen abgelehnt; für den⸗ 
ſelben ſtimmen u. A. die Abgg. Ausfeld, Graf Baudiſſin, Baumbach, Bebel, 
Dr. Becker, Bockelmann, v. Bodum-Doiifs, Born, Bouneß, v. Carlowitz, 
v. Czarlinski, Dauzenberg, Dellowski, Duncker (Berlin), Donimirski, Erxleben, 
Evans, Forckel, Francke, Fries, Groote, beide v. Hammerſtein, Hering, Heub⸗ 
ner, v. Hilgers, Hoffmann, Holzmann, v. Jackowski, Kantak, Kayſer, Kitz, 
v. Kleinſorgen, Knapp, Kratz, v. Mallinckrodt, zur Megede, Dr. Michelis, 
Minckwitz, d. Münchhauſen, v. Niegolewski, v. Proff⸗Irnich, Rang, Dr. Ree, 
Rewitzer, Richter, Riedel (Sachſen), Rhoden, Rückert, Runge, Salzmann, 
Schaffrath, Schleiden, Schrader, Schraps, 89 Simon, Trip, v. Warn⸗ 
ſtedt, Weygold, Wigard, Wiggers (Berlin), Wolff, Winckelmann, Zacharige. 

Darauf werden auch alle übrigen Amendements, die der Abgg. Mallinck⸗ 
rodt, Rohden, Wiggers und Schaffrath abgelehnt; dafür ftimmt immer nur 
die Linke und einzelne aus der nationalen Fraction, für das Amendement 
Mallinckrodt, betreffend die Freiheit des religibſen Bekenntniſſes u. A. die 
Abgg. Lasker und Reichenheim, gegen alle Amendements u. A. die 
Abgg. Tweſten und Michaelis. — Art. 3 wird darauf in der Regierungs⸗ 
faſſung unverändert angenommen. + 
Stu 44 Uhr. Naächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. Tagesordnung: 
Specialberathäng über Artikel 4 und 5, ſowie über die Abſchnitte III., IV. 
u * 


N 
Oeſterreich. 
Aus Nordöſterreich, 18. März. 
Ungarn. — Die Stimmung in Crog tien. — Zur ruſſiſch⸗ 


Freitag und Baumſtark ziehen ihre Anträge zurück, da ihnen 
durch den Schluß der Tebatte die Gelegenheit genommen worden, dieſelben 
zu motiviren; Dr. Freitag behält ſich jedoch vor, feinen Antrag an anderer 


f 
[Zum Ausgleich mitſ tio 


panſlaviſchen Verſchwörung. — Allgemeine Zuſtände.] 
Der Jubel gewiſſer Wiener Journale über den „gelungenen Ausgleich 
mit Ungarn, welcher die feſteſte Grundlage für das allgemeine öͤſter⸗ 
reichiſche Verfaſſungswerk ſei“, iſt allmälig verſtummt, und es laſſen 
ſich, wie alle Einſichtigen vorhergeſehen, nach dem kaum verklungenen 
Freudentuſche ſchon einige recht grelle Diſſonanzen vernehmen. Vor 
Allem muß conſtatirt werden, daß man bezüglich jenes „Ausgleichs“ 
dem mit den verwickelten öͤſterreichiſchen Verhältniſſen nicht fpeciell ver⸗ 
trauten Auslande den ſonderbarſten Humbug vorgefabelt, ja jenem glau⸗ 
ben machen wollte, das öſterreichiſche Verfaſſungswerk ſei nach dem 
Ausgleiche mit Ungarn pures Kinderſpiel. Dem iſt aber durchaus 
nicht fo, ja wir behaupten nicht zu viel, wenn wir fagen, 
daß mit der Amtsthätigkeit des ungariſchen Miniſteriums 
in Peſt die Verlegenheiten der Wiener Regierung erſt recht 
beginnen werden. Es iſt nämlich bisher nur ein Ausgleich mit 
dem weſentlich ariſtokratiſchen Element des politiſch erclufiven Ma⸗ 
gyarenthums zu Stande gekommen, aber zu einem Compromiß mit 
dem Lande Ungarn, wo dreifach ſoviel Serben, Croaten, Slo⸗ 
vaken, Ruthenen und Romanen als Magyaren wohnen, iſt noch ein 
weiter Weg, wozu der Athem des Herrn v. Beuſt kaum ausreichen 
dürfte. Was aber jene nichtmagyariſchen Nationalitäten Ungarns zu 
dem in Wien und Peſt geprieſenen Ausgleiche ſagen, das bekommen 
wir täglich in den zahlreichen Journalen jener Stämme zu leſen, welche 
wie im Jahre 1848 entſchloſſen ſcheinen, fd der magyariſchen Herr⸗ 
ſchaft um keinen Preis zu unterwerfen. Da jene Blätter in Idiomen 
geſchrieben, welche in Deutſchland wenig bekannt, und auch von der 
Wiener Journaliſtik aus leicht begreiflichen Gründen unbeachtet bleiben, 
ſo duͤrfte man im Auslande kaum eine richtige Vorſtellung über die 
Motive und Abſichten der in Ungarn jetzt heftiger denn je entbrannten 
ſlaviſch-romaniſchen Oppoſttion beſitzen. Zumal ſpitzen ſich die 
Dinge in Croatien, in der ſerbiſchen Wojewodina (Banat) ſowie unter 
den Slovaken immer ſchärfer zu, die auch im Jahre 1848 das Signal 
zu jenem furchtbaren Racenkampfe gaben, welcher ſchließlich mit der 
ruſſiſchen Intervention geendigt. In Croatien wendet ſich jetzt die 
Oppoſition gleichzeitig gegen Wien und Peſt, und die erregte Stim⸗ 
mung greift bis nach der ſtammverwandten „Militärgrenze“ hinüber, 
wo man der ausſchließlichen Militär⸗Regierung längſt ſchon ſatt. Die 
octroyirte Heeresergänzung, gegen welche man in Groatien mit allen 
Kräften ſich wehrt, hat dort neuerdings Oel in's Feuer gegoſſen; Herr 
v. Beuſt kennt die Croaten ſchlecht, wenn er meint, ihren Widerſtand 
gegen ſeine Politik durch die Abſetzung national geſinnter Beamten und 
durch die Ernennung magyarenfreundlicher zu brechen. Droht doch ſchon 
ein bekannter croatiſcher Volksführer aus dem Jahre 1848, Herr Iwan 
Kukuljewicz, mit der Erhebung der Südſlaven! In Nord: 
Ungarn, d. h. in den an Galizien grenzenden Comitaten, wo die Slo⸗ 
vaken in großer Majorität, ſieht es auch nicht beſſer aus. Dort ſpukt, 
wie die ungariſchen Behörden ſelbſt behaupten, die „großruſſiſche pan⸗ 
ſlaviſche Verſchwörung“, welche in jüngſter Zeit zu maſſenhaften Ver⸗ 
haftungen führte. Rechnet man zu allen dieſen Vorgängen die gereizte 
Stimmung in Böhmen, die Agitation der ſteiermärkiſchen, krainiſchen 
und adriatiſchen Slovenen, die Fortſchritte der italieniſchen Propaganda 
im Trieſter Gebiete, Friaul und Südtirol, endlich — und zumal das 
ſtets nähere Herantreten des orientaliſchen Conflicts, ſo wird jeder Un⸗ 
befangene fi geſtehen müſſen, daß Herr v. Beuſt mit feiner Politik 
nicht auf Roſen gebettet! Was wird da ſchließlich von dem „Ausgleich 
mit Ungarn“ übrig bleiben? Nichts — eine hohle Phraſe — wenn 

nicht Schlimmeres! ö 


Osmaniſches Reich. 


Konſtantinopel, 17. März. [Muſtapha Paſcha! hat ein neues 
Schreiben an den Sultan gerichtet, welches ein wahrhaftes Manifeſt zu 
Gunſten der Einführung eines conſtitutionellen Syſtems iſt; gleichzeitig 
hat derſelbe dem Sultan eine von ibm und der jungtürkiſchen Partei 
ausgearbeitete Conſtitution vorgelegt. Das Schreiben Muſtapha Paſcha's 


erregt Senſation. 
Afrika. 


Abyſſinien. 3 die engliſchen Gefangenen] ergeben neue 
Nachrichten von Maſſuah, daß eine Abſchrift von dem Briefe der Königin 
mit Ueberſetzung ins Amhariſche, von Mr. Flad abgeſandt, gegen Mitte ver⸗ 
gangenen Dezembers bei König Theodor eintraf, der am 19. deſſelben Mo⸗ 
nats die engliſche Abſchrift den englischen ag rn mit Empfehlungen ſei⸗ 
nerſeils zuſandte. Zugleich theilte er feine ſicht mit, in Kurzem Amba 
ſelbſt zu beſuchen, um mit Mr. Raſſam (einem der Gefangenen) in Betreff 
der Antwort an die Königin Rückſprache zu nehmen. Einige u ſpaͤter 
traf jedoch ftatt deſſen der bereits fertige, fur die Königin Victoria beſtimmte 
Brief bei den Gefangenen (vielleicht zu einer borgängigen vertraulichen Durch⸗ 
9 


u 
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lagen gegen lan l e 
wieder die engliſche, ſowie die türkiſche Regierung ihren Antheil erhalten. 
Letztere beſonders macht er für alle Verlegenheiten derantwortlich und ſchließt 
auch dieſes Actenſtück mit dem Anſuchen, ihm die Handwerker und Geſchente 
von Maſſuah zuſchicken zu wollen. Von einer Abſicht, die Gefangenen in 
Jaden zu ſetzen, verlautet in keinem der beiden Schreiben auch nur eine 


deutung. > 
8 Bie d 15 Dr. R. B. Gilland hat einen vom 7. Januar 1867 da⸗ 


ſicht) ein. In dieſem Briefe klagt König Theodor, nd habe ihn an die Türken 
verrathen, und ſpricht darauf über die Gefangenen, die, nach feiner Behaup⸗ 
tung, in ſeinem eigenen Hauſe wohnen und mit allen möglichen Rückſichten 
behandelt werden, ohne ihrer Gefangenſchaft und ihrer Ketten Erwähnung 
zu thun. Der Brief ſchließt mit dem Erſuchen, ihm die Geſchenke und Hand? 
werter zuzuſenden. — Mr. Raſſam erhielt den folgenden Tag eine weitere 
ſchriftliche Mittheilung aus der * Reſidenz, worin der ſchwarze Bor 
tentat die größte Hochachtung vor England und ſeiner Regentin ausſpricht 
und Letztere mit der Königin von Saba und ſich ſelbſt mit Salomon ver⸗ 4 
eee Nach einem rg von Compl menten wiederholt er ſodann feine 

meron und die übrigen Gefangenen, wobei auch 


tirten Brief aus Fanzibar erhalten, in welchem Dr. Livingſtones nebenher 
Erwähnung geſchieht, ohne daß eine Anſpielung auf feinen Tod darin vor⸗ 
käme. Es iſt daher moglich, daß, wie ſchon Sir R. Murchiſon berborhob, | 
das traurige Gerücht vom Tode des berühmten Reiſenden und Forſchers ih 
als unbegründet berausftelt. (Es ift dabei indeß zu bedenken, daß Kirk am 
26. Dezember aus Zanzibar geſchrieben hat, und es iſt daher möglich, daß 
dem Freunde Gillands aus irgend welchem Grunde die von den ren 
Begleitern Livingſtones gebrachte Nachricht unbekannt geblieben iſt, da er 

ſonſt wenigſtens des Gerüchtes, auch wenn es inzwiſchen widerlegt wäre, Er⸗ 

wähnung gethan haben würde.) 53 


Vorträge und Vereine. 


— Breslau, 19. März. [Gewerbeverein.] 
meinen Verſammlung, welche unter Leitung des Hrn. 
Hr. Chemiter un einen lehrreichen und intereſſanten Vortrag über die 

en, 
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in d ivatgebrauch conſtruirten Lampen, im Gaskocher, 
„ ie wi für Schneiber, Hut⸗ 


— — — deren praktiſche Een 


legte Hr. Ehrli e neue er si 
a tannt 5 un —.— waren es Pariſer und 4 

amerikaniſche Sachen, die wegen ihrer einfachen und doch ſinnreichen Conftrus 
n lebhaftes Intereſſe erregten. ch ſei noch erwähnt, daß das 

Breslauer „Gewerbeblatt“ demnächst einen 18. Jahrgang antritt. BE. 
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(60). „ 94, 

43, mit Penſ. zur Dispoſ. geſtellt u. gleichzeitig zum Bez.⸗Emdr. des Bats. 351. dis, 500. 27. 647. 74 (50). 97. 7 
Kiel ernannt. v. d. Heyde, Oberſt⸗Lieut. a. D., bisher commdrt. zur Wahr⸗ 66. 48,021. 86. 88. 221. 59. 325. 69, 73. 497. 502. 45. 92, 608. 86. 
nehmung der Geſchäſte als Bezirks⸗Commdr. des Bats. Rendsburg, unter 715. 827. 74. 910. 42. 58. 49,029. 97. 128. 98. 291. 346. 88. 474. 
Stellung zur Disp. mit ſeiner Penſ., zum Bezirks⸗Commdr. dieſes Bats. er⸗ 79. 99. 583. 686. 707. 56. 66. 77. 857 (50), x 
nannt. v. Wilamowitz, Oberſt⸗Lieut. zur Disp. und Bezirks⸗Commdr. des 50,036. 85. 136. 61. 285 (60). 400. 38. 536. 622. 86. 93. 760. 
3. Bats. (Cottbus) 2. Garde⸗Landw.⸗Regts, commdrt. zur Wahrnehmung der 99. 845. 70. 51,048. 55 w 130. 67. 251. 64. 315. 72. 407. 44. 
Geſchäfte als Bezirks⸗Commdr. des Bats. Schleswig, von dieſem Commando 517. 33. 631. 61. 712 (50). 31. 45. 807, 26. 65. 98. 973. 78. 52,018. 
entbunden. v. Lingk, Major a. D., zuletzt Hauptmann und Comp.⸗Cheff 56. 150. 206. 
im 2. Schleſ. Grenadier⸗Regiment Nr. 11, unter Stellun; zur Dispoſition 86. 921. 67. 97. 53,008. 111. 320. 25. 49 69. 443. 47. 67. 596. 
mit feiner Penſion, zum Bezirks⸗Commandeur des Bats. Schleswig ernannt.] 615. 74. 748. 890. 904. 28, 54,019, 181. 94. 244. 45. 72. 329. 98. 
v. Steenſen, Hauptm. vom 1. Bat. (Gleiwitz) 1. Oberſchleſ. Regts. Nr. 22415. 50. 516. 18. 51. 693. 96 (5000). 803. 76. 915. 62. 98. 55,027. 
und commandirt zur 3 der Geſchäfte als Bezirks⸗Commandeur 65. 120. 23, 45. 92. 204, 65. 319. 29. 74, 93. 509. 17. 714. 31. 32 (50). 
des Bats. Apenrade, von dieſem Commando entbunden. v. Olszewski, 802. 39. 48. 900. 13. 36. 62. 56,052. 120. 40, 65. 238 (50). 52, 56 
Ob⸗Lt. vom 5. Pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 42, mit Penſion zur Diepoktion ge⸗74. 78. 80. 312. 18. 27. 72. 407. 49. 79. 88 (60). 509. 91. 621. 69. 
ſtellt und Sic zum Bezirks⸗Commandeur des Bats. Apenrade ernannt.] 97. 732. 44. 53. 838. 974. 57025. 79. 86. 98. 121. 63. 64. 220 60). 
Beſeke, Oberſt a. Di., zuletzt Ob.⸗Lt. im 3. Weſtf. nf, ⸗Regt. Nr. 16, unter 374. 444, 55. 76. 509. 22. 67. 77, 700. 32. 36. 823. 932. 34. 51. 52. 
Stellung zur Dispoſition mit feiner Penſion, zum Bezirks⸗Commandeur des 83. 84. 58,032 (60). 58. 69. 139. 41. 246 (60). 80. 305. 8. 80. 459. 
Bats. Aurich ernannt. Elſtermann v. Elſter, Ob.⸗Lt. zur Dispofition, 534 (60). 46. 81. 94. 652. 728. 57. 92. 835. 65. 906. 59,021. 66 (80). 
bisher commandirt zur Wahrnehmung, der Geſchäfte als Bezirks⸗Commandeur] 225. 68. 77. 86. 310. 24. 49. 77. 91. 521. 641. 57. 786. 820 (60). 
des Bataillons Lüneburg, zum Bezirks⸗Commandeur dieſes Bats. ernannt. 908. 82. 

v. Frangois, Ob.⸗Lt. zur Dispoſ. zuletzt im 2. Niederſchleſ. Inf.⸗Regiment 60,023. 33. 37. 40. 41. 50. 133 (50). 228. 74. 307. 85. 87. 431. 
Nr. 47, zum Bezirks⸗Comm. des Bats. Geeſtemünde ernannt, v. Boſſe, 67. 72. 570. 74. 94. 653. 709. 850. 905. 33. 71. 61,036 (50). 65. 
Ob.⸗Lt, a. D., bisher commandirt zur Wahrnehmung der Geſchäſte als Be. 112. 237. 328 (50). 451. 66. 85. 647. 70 (50). 86. 746, 837. Al. 
irks⸗Commandeur des Bats. Hildesheim, unter Stellung zur Dispof. mit] 905. 6. 36. 88. 62,071. 102. 11. 341. 468. 555. 603. 776. 870. 81. 
einer Penſion, zum Bezirks⸗Commd. dieſes Bats. ernannt. Gruch, Ob.⸗Lt. 998. 63,090. 241. 87. 90. 305. 8. 43 (50). 71. 404. 534. 638. 55. 61. 
aggr. dem Pomm. Suse enn Nr. 34 und commandirt zur Wahrnehmung 73. 97. 777. 844. 917. 27. 63. 64,032, 58. 59. 64. 65. 160. 85. 220. 
der Geſchäfte als Bezirks⸗Commdr. des Bats. Weilburg, unter Entbindung 30. 32. 336. 70. 440, 56. 94. 98. 508. 656. 722. 49. 58. 982 (50). 87. 
von dieſem Commando, mit Penſion zur Dispo. geſtellt; Cämmerer, Ob. 65,009. 48. 58. 101 (50). 217. 18. 24. 54. 80. 379. 436. 59. 86. 522. 
zur Disp. und Bezirks⸗Commdr. des 2. Bats. (Jülich) 1. Rhein. Regiments | 37. 646. 710. 46. 73. 88. 805. 9. 49. 52. 915. 39 (50). 73. 66,018. 23. 
Nr. 25, in gleicher Eigenſchaſt zum Bat. Marburg verſetzt. v. Cranach, 164. 93. 270. 423. 29. 50 (300). 89. 91. 510. 44. 80. 83. 600. 33. 41. 
— 25 und Comp.⸗Chef im 3. Garde⸗Gren.⸗Regt. Königin Eliſabet, als 74. 75. 76 (50). 705. 27. 47. 809. 67, 914. 30. 38. 39 (50). 45. 98. 

ajor mit Penſ. zur Disp. geſtellt und gleichzeitig zum Bezirks⸗Commandr. 67,029. 71. 144 (100). 69. 76. 337. 459. 565. 608. 18 (50). 718. 821. 
des 2. Bats. (Stettin) 1. Garde-Landw.⸗Regts. ernannt. Schneider, Major|30, 68,029, 37, 159. 68. 92. 332. 43, 56, 70. 95. 404. 15. 26. 43. 77. 
zur Disp. und Bezirks ⸗Commdr. des 2. Bats. (Gr. Strehlitzz 2. Oberſchleſ. 633. 726. 905. 81. 69,016. 121 (60). 84. 93. 279. 20. 334. 41. 59. 

Regts. Nr. 23, von dieſem Verhältniß entbunden. v. Schmidt, Oberſt⸗Lt. 62. 89 (80). 557. 79. 623. 746. 81. 857. 900. 20. 27. 
zur Die p., zuletzt im 1. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 10 zum Bezirks⸗Commdr. 70,111. 283. 84. 312. 35. 430. 92. 504. 47. 612. 15. 65. 799 (50). 
des 2. Bals. (Gr.⸗Strehlitz) 2. Oberſchleſ. 195 Nr. 23 ernannt. v. Za⸗ 876. 952. 71,049. 105. 16. 26. 28. 91. 209. 36. 38. 87. 92. 331 (50). 
borowski, Oberſt⸗Lt. vom 3. Pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 14, mit Penſ. zur] 56. 58. 81. 402. 23. 547. 56. 619, 20, 77. 810. 36. 57. 976. 82. 72,066. 
Disp. geſtellt und gleichzeitig zum Bezirks⸗Commdr. des 2. Bats. (rechen 158, 61. 77. 228. 55. 87. 333 (100). 41. 65. 79 (50). 403. 42 (60). 44. 
4. Brandenb. Regts. Nr. 24 ernannt. Kellermeiſter v. d. Lund, Oberſt] 73. 94. 512. 55. 624. 60 (50). 762. 828. 68. 919. 69. 92. 73,045. 91. 
und Bats⸗Commdr. im 2. Thüring. Inf.⸗Regt. Nr. 32, mit Penſ. zur Disp. 115. 64. 96. 207. 321. 36. 494. 534. 44. 613. 36. 56. 91. 759. 89. 
gar und gleichzeitig zum Bezirks⸗Comm. des Bats. Eſſen Nr. 36 ernannt.|805. 940. 74.003. 46. 59. 61. 97. 211. 37. 66. 400, 94. 504. 16. 87. 


Nr. 
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| [Militärs Wochenblatt] v. Löbell, Ob.⸗Lt. vom 6, Oftpr. Inf.⸗Regt.] 742 905. 62. 94. 47,050. 100. 21 49. 79. 2868. 73. 95. 98. 
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1. 13. 67, 872 (50). 85. 85 


artwig, Pr.⸗Lt. dom Train 1. Aufg. 3. Bats. (Glogau) 1. Niederſchleſ. 650. 95. 704. 75,026. 69. 77. 233. 67. 332. 73. 432, 517. 36. 667. 
egts. Nr. 6, zum Rittmeiſter befördert. Heubes, Oberſt⸗ot, und Abthei⸗ 72. 750. 867. 97. 948, 76,035. 47. 94. 95. 122. 96. 234 (50). 66. 
lungs⸗Commbr. in der 2. Art.⸗Brig., mit Penſ. und der Art. Unif, der Ab⸗ 352. 61, 400. 2. 94. 545. 749. 69. 810. 27, 57 (50). 910. 12. 19. 51. 
ſchied bewilligt. v. Sänger, Oberſt und Commdt. von Erfurt, Modrach, 84. 77,044 (80). 98, 173. 233. 43. 464, 614. 35. 59. 702. 7. 53. 962. 
Oberſt⸗Lt. vom 4. Pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 21, v. Pape, Gen.⸗Major und 78,099. 104. 10. 11. 69, 95. 237, Al, 57. 302. 63. 424. 61. 65. 550, 
Commdr. der 1. Inf.⸗Brig., in Genehmigung feines Abſchiedsgeſuchs mit] 71. 93. 682. 711. 86. 823. 39. 88. 984. 79,016, 37 (50). 54. 68 (100). 
Penſ. zur Disp. N b. Suchten, Oberſt und Commdr. des 2. Pomm. 147, 207. 22 (50). 62. 66. 431,61, 535.36. 664. 784 (50 ). 835 (60). 930. 
Gren.⸗Regts. (Colberg) Nr. 9, als Gen⸗Major mit Pen. der Abſchied br] 80,074. 100. 46. 49. 50. 217. 451. 84. 568. 619. 57. 834. 84. 905. 36. 
willigt. v. Glisczinski, Oberſt zur Disp. und Bezirks⸗Commdr. des 1.87 (50). 81,027. 36 (80). 40 (80). 119 (2000). 50. 81. 91. 253. 96. 98. 
Bats. (Hamm) 2. kee ane von dieſem Verhältniß ent⸗ 403 (50), 512. 18 (50). 615. 20 (50). 34. 708. 52. 54. 885. 903, 82,119, 
bunden. Dr. Ehrlich, Affiftenzarzt vom J. Poſ. Inf.⸗Regt. Nr. 18, zum 2. 287. 95, 357. 520. 35. 73. 93. 633 (50) 734. 41. 77. 93. 851. 83,003, 20. 
Schleſ. Huſ.⸗R. Nr. 6 verſetzt. Schmitt, e De in Schweid⸗ 56. 62. 74. 79. 110. 43. 67. 275. 96 (60). 315. 23. 39. 65. 413. 36. 42. 74. 
nitz der Charakter als Proviantmeiſter beigelegt. olkmann, Proviant⸗ 88 (50). 640, 61. 87. 744. 90. 803. 16. 65. 72. 915. 16. 84,035 (50), 53. 
Amts- Aſſiſtent in Glogau, als Depot⸗Magazin⸗Verwalter nach Polniſch⸗Liſſa 139. 68. 69. 219. 20. 72. 455. 534. 38. 601, 708. 810. 15. 96. 85,033. Al. 
verſetzt. 66. 67. 100. 37. 95. 215. 36. 57. 74. 304. 19. 39. 89. 94. 486. 94. 633. 
35. 40. 58. 68. 706. 34. 45 (50). 88. 877. 961. 76. 78. 92 (50). 86,033 (50). 
57. 85. 130. 40. 79. 244. 59. 331. 73. 591 (50). 637. 72. 708. 47. 69. 910. 
28. 30. 50. 92. 87,003. 66. 69. 78. 216. 300. 45. 68. 402. 33. 50. 511. 59. 
605. 25. 734. 89. 835. 41. 55. 82. 917. 24 (50). 72. 76. 85. 88,075. 80. 
116. 75. 232. 57. 74. 92. 301. 31. 413. 674 (300). 758. 878. 904. 12. 13. 
86. 89,057. 68. 85. 131. 278. 96 (50). 333. 79. 491. 98. 513. 681. 784. 937. 
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Gewinn⸗Liſte der 3. Klaſſe 135. königl. pen Claſſen - Lotterie. 
g Nach dem Bericht von W nd Neue Königsſtraße 43, 
ohne Gewähr. 
ur die Gewinne über 45 Thaler find den betreffenden Nummern in 
Parentheſe beigefügt.) 


ie 
2 Aus dem Berliner Fremden: und Anz⸗Blatt) 90,239. 354. 471. 527. 600. 20. 43, 81, 711. 28. 29. 53. 57. 985. 
pan enn int Telgenbe menen been 800. J. "927. 38.56. 58, 42,000. 94. (44. 49, 52 (0) 8. 87. 212. 10. 


71. 88. 355. 61 (50). 400. 4. 509. 601. 44. 77. 736. 73. 807. 61. 76. 


De: erfte Hauptgewinn von 15,000 Thlr. fiel auf Nr. 27,663. 


96. 915. 93,048. 51. 88. 151. 57. 63. 271. 371. 416. 20. 36. 535 
41. 46, 107. 23. 27. 67. 78. 80. 260. 84. 90. 357. 97. 480. 509.74. 81 (50). 602. 32. 700. 68. 97 (100). 843. 47. 996. 94,085. 88. 
642. 86. 719 (50). 42. 50. 87. 808. 34. 39, 932. 41. 45.85. 1022. 110 (50). 19. 92 (100). 224. 344 74. 439. 89 (50). 97. 577 (50). 86. 


646. 736. 66. 79. 87. 815. 87. 89. 90 (50). 92. 911. 23. 75. 


Das 22. Stück der Geſetz⸗Sammlung enthält unter Nr. 6574 das Geſetz, 
. en die Uebernahme des fürftlih Thurn⸗ und Taxisſchen Poſtweſens auf 
Preußen. Vom 16. Februar 1867. 


964. 96. 3000 
4. 95. 512. 18. 26. 56 (50). 93. 746. 78. 803. 86. 958. 85 
346 52. 457. 72. 78. 80. 507. 310. 647. 
53. 96. 857. 73. 77. 945. 73 (50). 76. 5014. 33. 72. . 


101. 60. 88. 20 
22. 44. 96. 99. 308. 50 (50). 63. 551. 610. 64. 67. 702. 46. 858. 964. 5 
ma a e l. der, 69. 2. 27 l. id 50. 65 Meteorologiſche Beobachtungen. 
71. 82, 736. 45. 923. 91, 7204. 363 (50). 98. 466. 667. 717. 37. Ser Barometerand sei 0 ew. . | Eule | Win 
916. 8047 (50). 66. 118, 250. 87. 376. 430. 47. 80, 560. 665. 93. in Pariſer Linien, die Tempera ⸗ Tempe- 42 4 und Betten 
A Fee 61, 2255 40, 255. 95. 342. 86, 434. 92, 97. 507. fur der Suft nach Keaumuk. ] remeter. | ratur. Stärke. 
9 (00. 59. 741. 884. 923. - 
? Breslau, 19. Viärz 10 Ul. Ab. 32845 | +0,4| ED, 1, Trübe. 
‚052. 71 (60). 232. 83, 89. 330. 84. 463. 85. 524. 26. 65. 633. 20. Marz SU. Mig. 32617 18 S8. 2 See: 
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N — 147 595 Breslau, 20. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 2 3. U.⸗P. 2 F. 10 3. 
I. 7 1 0 EEE TREE EEE A TE d ) KO STETTEN EEE 


een 


396. 413. 513. 65. 98. 99. 631. 34. 47. 88. 847. 64.1100 K 
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r. Oetbr. 26 1. Spiritus 33%, 
lle. Zink 1000 Ctr. loco à 14 e 3 
Liverpool Baumwolle: 10,000 Ballen Umſatz. 


N „Mittags. 
ge Haltung. Middling Amerikaniſche 13%, middling Orleans 1 f 
Dhollerah 11%, good middling fair Dhollerab 11%, middling Dholl 10%, 
Bengal 8%, ſchwimmend 7%, good fair Bengal 9%, Seinde —, Domra 
ſchwimmend 104, Pernam —, Egyptian —. 
Antwerpen, 19. März. Petroleum, raff. Type, weiß, ftille, 48 Franes per 


o. 
Parts, 19. März, Nachmittag 344 Uhr. Rüböl pr. März 93, 50, pr. Mais 
Auguſt 96, 00, pr. September⸗Dezember 96. 50. Mehl pr. März 73, 00, 
dr. Mai⸗Juni 75, 50. Spiritus or. März 59, 50 

Berlin. Die deutſche Genoſſenſchaftsbank, die unter der Leitung der 
Herren Sörgel und Parriſius hier errichtet iſt, veröffentlicht für die am 
30. d. M. hier zuſammentretende Generalverſammlung eine Ueberſicht ihrer 
votiährigen Geſchäfte. Die Dividende, welche den Actionären durch Verthei⸗ 
lung des vorjährigen Reingewinnes von 17,004 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. für 
1866 zufällt, ſtellt ſich auf 5% pCt. N 2 5 

Kölner Berichte ſtimmen darin überein, daß die Dividende der Koͤln⸗Min⸗ 
dener Eiſenbahn für das verfloſſene Jahr höher als man ſie bisher geſchätzt, 
nämlich wahrſcheinlich nicht unter 9 pCt. ausfallen werde. 

Aus Gotha berichtet man, daß dort auf Betrieb des Fürſten Hatzfeld⸗ 
Trachenberg und des rüheren Kämmerers Friebös eine mit den allerausge⸗ 
dehnteſten Privilegien ausgeſtattete „Deutſche Grund⸗Credit⸗Bank“ in der Ent⸗ 
ſtehung begriffen ſei, welcher für alle von ihr beanſpruchten Privilegien denn 
Fe bereit3 A er der Coburg⸗Gothaiſchen Staatsregierung zuge⸗ 
ſichert worden iſt. 

Hypothekenbank für Galizien. Der „Deb.“ wird aus Lemberg de 
ichrieben: Sie wiſſen, daß unſere materiellen Berbältnifje in Folge der Ca⸗ 
pitalsarmuth ſehr darniederliegen. Der Grundbeſitz kann zu keinem billigen 
Gelde kommen und ſo fehlen ihm die Mittel, um jene Ameliorationen vorzu⸗ 
nehmen, welche eine Erhöhung der Bodenrente ermöglichen würden. Um nun 
dieſen Uebelſtänden abzuhelſen, haben Graf Wladimir Dziesduszycki, Graf 
Stanislaus Goluchowski, Graf Alfred Potocki, Ludwig Skrzynski und Joſeph 
Koliſcher die Errichtung einer Hypothekenbank au: Actien beſchloſſen. Die 
Cone ſſion hierzu haben fie ſchon erhalten und auch bereits alle vorbereitenden 
Schritte gethan, um dieſes gemeinnützige Unternehmen möglichſt bald ins 
Leben zu rufen. Sämmiliche Gemeinderepräſentanten der Städte und ſämmt⸗ 
ſiche Großgrundbeſitzer wurden mittelſt Circulare aufgefordert, ſich durch Sub⸗ 
ſeription von Actien an dem Unternehmen werkthätig zu betheiligen. Das 
Gründungs⸗Capital beträgt drei Millionen Gulden d. W. in 15,000 Actien 
zu 200 Fl. d. W. Bei der Subscription müfjen 10 pCt. der gezeichneten 
Summe entweder in Baarem oder in Anweiſungen der galiziſchen Sparkaſſe 
oder der anglo⸗öſterreichiſchen Bank erlegt werden. Im Verlaufe von dreißig 
Tagen müſſen dann weitere 40 pCt. erlegt werden. Die ferneren Einzablun⸗ 
gen, welche J nicht 10 pCt. überſteigen und nicht vor einem Termine von 
30 Tagen eingefordert werden dürfen, werden durch Beſchluß des Verwal⸗ 
tungsrathes fixirt werden. 


Berliner Börse vom 19. März 1867. 


Fonds- und Geld-Oourse. Eisenbahn Stamm-Aotien 


Freiw. Staats-Anl. . 44 0%, @. ii de pro 1864. 1868. 
Staats-Anl. von 1859/5 109 ba. ER ‘ 
dito 1850. 524 9 ½ bz. Aachen-Mastrich] — = us a % bz. 
dito 185314 01 ½ @. rd. 7100 90 98 bz. 
dito 1854 4½ 100 % bz. ist 146% bz. u. G. 
dito 1855 4½% 100% ba. 11 13 17% bz. 
dito 1856/4113 100 % bz, ö = 
dito 1857 4½ 100% bz. dito St.-Prior.| — — 
dito 1859 100%, ba. 10 Ir 
dito 1864 4½ 100 % bz — 16 1 
Stoats-Schuldscheineſg 83 ½ bz. 4290 8 
Präm.-Anl. von I 120 % dz. tb. . 5 — 
Berliner Stadt-Oblig. 4 99½ G. A 9 
„Kur- u. Neumärk. 31/78 ½ B. ag 17% 
(Pommersche. 31/77 rg. % | 2% 
E Posenscho . 4 — —— ito. St-Prior.| — | — 
2 dito — — — — — 
3 / dito neue. . 4. 88½ b. aliz.Ludwigsb.| 9 5 
(Schlesische 86 ½ bz. xb.| 91, 10 
ö Kur- u. Neumärk.4 |911) B. 25 15 
(Pommersche 91½% B. 20 
E \Posensche.....- bz. 7 8 
© (Preussische. ...- 4 1901, bz 4 1 
3 Westph. u. Rhein. 4 (4% B. 54 
3 Sächsische 4 92 bu. 4 — 
(Schlesische . . 4 92¼ bz. 1 Dh 40 
Louisd’or 111%, B. ]Oest.Bk. 181% bz. Pe er 
Goldkr. 9.81% &. |Poln.Bkn, 807, be > 1 
Ausländische Fonds. C. — 1 5 
r 8 E TB. aLst-Bl 8 Th 
to at. — a 
dito Lot.-A.v.0l4 ee er e 
dito b. 7 ER si - 
dito er Pr. 3 
dito Eisenb.-L. Krane! ec zu J | 
Ital. neue 5̊ proc. Anl. ſõ ’ — j 


Russ. Engl. Anl. 18625 
dito Holl. Anl. 1864 
dito Poln. Sch.-Obl. 4 

Poln.Pfandbr.IILEm.|4 57 

Poln. Obl. & 500 Fl. 44 

dito à 300 Fl. 

Kurhess. 40 Thlr. Obl. 

Baden. 35 Fl. -Loosej— 30 


* 
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Bank- und Industrle-Paplere. 


Berl. Kassen-V. .| 7½ | 8½ 
Braunschw. B. — 
Bremer Bank. 


va 94. 801. 24. 55. 73. 93. 940, 13,254. 327. 84. 416. 512. 632. 794, 8 z Amerikan. St.-Anl...\6 Danziger Bank ’ 4 7 112 B 
38833. 50. 936, 55. 14,009. 29. 64. 122. 92. 211. 21. 88 (60). 321. 45. Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. . |Darmik Zeuei.] 8, (Tahnsla:clae 
A 47. 50. 98. 421. 49. 508. 10. 76. 709. 48. 52. 63. 84. 870, 903, 46 Mi 19 Ma Di 5 f d bel iſchen Blättern B „Märkisch Ai SE 8 104%, @ 
58, 92. 15,051 (1000). 78. 145, 52 (50). 216. 41. 63. 338 (50). 447 ien, 19. März. Die von franzöſiſchen und belg e : 9 . 
33. 59. 87. 543. 623. 703. 917. 16,042, 46. 65. 75. 155 (80). 78. angeblich aus Wien in Form eines Telegramms vom 16. Marz mit⸗ dito wieflesn Hannoversche B. 81 5 15 bu. u @. 
2239. 375. 78. 447. 79. 526. 643, 702. 20. 860, 81. 83. 87. 970. getheilte Behauptung, daß der Geſandte Rußlands in Wien Aufklärung r 55 pas Vereins-. 85 109% 6. 
18 17,022, 80. 144. 215 90 00 Ben 91. 485. 516. 54. 85. 652 (80). |über die öſterreichiſchen Rüſtungen verlangt habe, iſt, nach officieller aiſo IL 5 501 E BI | „ Ian | 
een 1 90. 32. 88. 624.62 68. 459 91 198. 812. Verſcherung, ebenſo Erfindung, wie alles über eine bevorſtehende öfter-| 4 mi e du. osener ak, | ho | Gib ja fler at. ba 
95. 919. 96, 19,171. 94. 332. 46, 402. 14. 80. 97. 561. 657. reichiſche Antwort Behauptete. Der Geſandte Rußlands, Graf von dit wien © veuss. Bank- A. 10%, 1044/4141154 be. 
30. 40. 83, 908. 79. [Stackelberg, iſt ſchon feit Wochen auf Urlaub von Wien abweſend.“ de VI 84 ba. r f . ia 164 be | 
178 (80). 237. 370. 431. 98. 502. 27 (50). 601. 792 (50). 00s,-Oderb. win) 0 821, ba. ee . | 
21,071. 151. 57 (50). 91. 237.89, 321. 429, 31. Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. Gel Lewie. ale 
37. 51. 55 (60). 89. 522. 23. 61. 73. 95. 652. 66. 93 (50), 708. 23, 40. Paris, 19. März, Nachm. 3 Uhr. Die Börfe war undelebt. Die 3%, | Niederschl.-Märk....a [0044 B enn 107.8. 
831 (50). 70. 81. 83. 22,030, 95. 170, 85 (80). 234. 57, 86. 303. 23,|die zu 69, 20 begonnen, ſchloß in träger Haltung zur Notiz. Conſols von Fre 1 ra u ädter „ 6 615 81 be. | 
497 (60). 505. 58 (50). 603. 27. 98. 715, 34. 77, 813. Mittags 1 Uhr waren 91% gemeldet. — Schluß-Eourfe: 3proc. Rente 4110 IW. 4% — — 1 14 br. 
23. 50. 80, 23,010, 88 93. 107. 61. 223. 306. 22. 73. 69, 02. Italien. 5proc. Rente 53, 90. Zproc. Spanier —, —. Iproc.] Naschl. Zweigb. L. C.|5 |109% ba. Hg yon en 64, 61% 105 = 
567. 99. 652 (50). 74. 725. 822. 52. 963. 66. 90. 24,069, | Spanier —, —. Oeſterreich. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 406, 25. Credit⸗Mobil. — N 1 — n * 2. 
46. 235 353. 92. 495, 521 (50). 23. 74. 97. 648. Actien 470, 00. Lombard. Eſſendahn⸗Actien 413, 75. Oeſterr. Anl. von 18651 4% C. 4 — — — Meininger 7% |7 B. e 
705. 21. 914. 80. 25,057 (2000). 58, 67, 91. 114. 16. 48. 237. pr. opt. 326, 25. Gproc. Ber. St. Anl. von 1882 (ungeſt.) 84 45 . ae MoldauerLäsb. ler EB. 
73. 518. 53, 81. 724. 45. 832. 950. 63. 78. 26,007 London, 19. März, Nachm. 4 Uhr. Conſols 91%. 1% Spanier 314%. dito K. Bi 8 @. 8 8 1 n 8 * — 
229. 37. 48. 65. 91 (600). 76. 428. 506. 607. dinier — Italien. öproc. Rente 53%. Lombarden 16%. Mericaner e 108 — 
2. 13, 41. 59. 80 50). 27,023, 30, 133 (50). 203. 31. 4 Sproc. Ruſſen 874. Neue Ruſſen 834%. Silber 604. Tuͤrkiſche Oest.-Franz N 3247 be u B — 
5. 44. 73. 539. 61. 67. 645. 63 (15,000). 709. 85. 821. Anleihe 1865 30%. proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 74%. Hamburg Seer südl. . 1227 ba, u RM, 1 AB fi 
5 . 28,039. 51. 108. 29. 64, 90, 285. 377. 434. 65.|8 Monat 13 Mt. 9 Sch. Wien 13 Fl. 10 Kr. — Naßkaltes Wetter. ane Want H. gar.. Jh 05% 5 . v. Bisenbäf.| d, BY zu. 
/ Alkiack 15" Am wart Z tue 
109, 1 ). 20. 84. 77. 62. 1. 2. 79. 86. 90. ⸗Courſe: Preußiſche enſcheine ’ iner e „Amsterdam 250 Fl. . J 10 T 11431 bz. Augabur; 86. 24 ba. 
28.34. 41. 60, 70, 97. 749. 82 (60). 91 (100). 99 (50). 802. 65. Hamburger Wedel 834. Londoner Wechſel 119%. Perser Wechſel 94%.| tees ae. 1 atj142% be Lepa 100 Thin: &... 0. 
She + FREE % db . 0 belefe 884 9 aD. Anleihe x e, * 29% Bat Hamburg 300 dk. . f 184 be. di f. 100 11 4. 
= N 50). 68. 78. . 33. 46. 76. . 59. 72. 76. E . 5 aaten⸗ pro 2 0 eſterr. Battle | London 1 Lat... 8 2 an 3 
55 90. 245,79. 57, 821 82. 4. 66. Babe 06. 0 0. 8 208. Pian: Se Erde Ati e ed deen An Bari 300 Fre * 2 1 6 12 wee, . f.. 45 | 
(80). 13, 38. 426. 86. 502, 4. 56. 666. 89. „ 65, 67. 818. 23. inger Actien —. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗ n⸗Actien —. Wien 30 Fl. % be. arschau 90 f. R. r. 
37, 76, 55 8. 68 (300). 32,039. 127. 97. 242. 341. 46. 92. 424. Oeſterr. Eliſabetbahn —. Boöhmiſche 150 —. NMhein⸗Nabebahn —. dito 2 M. 8% bz. Bremen 100 Thir. Gold|8 TIII0% ba. 
524. 42. 72. 712. 45. 811. 903. 50. 33,074. 132. 40. 47, 208. 99. | Ludwigshafen Bexbach 1 fl Heſſiſche Ludwigsbahn — Darmſt. Zettel Berlin, 19. März. Roggen locu TR un 544 —55 Thlr. ab 
. 72. 505. 645. 89 (50). 90. 26. 882. 925 (80). 51. 34,109. bank —. Oeſterr. 5% fteuerfr. Anl. 48%. 1854er Looſe 59. 1860: | Bahn bez., 78—80pfd. 55% —% Thlr. dito — Rüb öl loco Aafüges 11 
222, 32. 70. 78. 364. 72. 74. 400. 4. 7. 77 (50). 537, 53. 57. 90. 619. Looſe 67%. 1864er Looſe 73%, Badiſche Looſe 53%. Kurheſſiſche Loof: | Thlr. Br., gefrornes 11% Thlr. bez. — Spiritus loco obne Faß 17 
20. 809. 57. 78 (50), 937. 80. 35,144, 73. 74. 200. 39. 51, 389. 402. 55 . 5% öſterr. Anleihe von 1859 61%. Oeſterr. „Anl. 53 ,.] Thlr. bez., pro März und März⸗April 16% Thlr. er und Br., . Thlr. Gld. 
76. 506, 88. 637, 90. 758. 99. 811. 14. 15. 913. 68 (60). 91 (50 85 Metolliaues —. 4% Metall. 39%. Baierſche Prämien⸗Ani. 9954. Aprü⸗Mal 16%—% Thlr. ber. und Gb, % Thlr. Br. MatJuni 16% 
36,013. 16. 56. 58. 60, 95, 334. 91 (50). 400. 26, 71. 552. 71. 72. 88.] Oeſterr. Effecten flau, ſonſt ziemlich lebhaft. %, Thlr. bez., Funi⸗Juli 17% Thlr. bez., Juli⸗Aug. 17%, Thlr. bez. 
63, 70. 747. 54. 70, 85. 837. 41. 65. 974. 98. 37,035. 117. 35 GN. Wien, 19. März. end⸗Borſe.] Credit⸗Actien 183, 60, Nordbahn 
39. 55. 245. 407. 26, 53 (60). 55. 515. 45. 82. 628 (50). 30 0). 159, 50, 1860er Xoofe 85, 20. 1864er Loofe 78, 60. Staatsbabn 207, 90] Opderbemden und Nachthemden, & 15 Sgr., 20 Sgr. 1 Thaler bis 
700. 60. 804. 37, 55. 80. 920. 27. 38,023. 29. 39. 40, 108. 15. 46. 62. Gebe 216, 50. Czernowitzer —. Steuerfteies Anlehen 61, 70. Schluß] 27, Thlr. empfiehlt J. Cohn, S ımiebebrüde N. 12 Auswärtige Aufträge 
687. 93. 202. 302. 75. 403. 86. 570, 93. 629 (80). 701. 5. 51. 72. ged e ee ene e 570 
8852. 905. 33. 39,079. 127. 202. 3. 35. 73. 399 60) 453. 516. 605. intense 19. Marz, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Fonds ruhig. . 
749. * 72 ae he 21. 88 e 08 . Er . . e Oberhemden à 25 Sgr., 1 Thlr., 14, 2 und 8 Thlr. 12650] 
6 2 hr 1 7 7 0 . . . B. . * 5 ” . r. er it⸗ en . err. „ = 1 mi , r 
r , a easaklon u 
54. 97,. 303. 31. 78. 80. 88. 0 871. 918. 68. 90. 017, 29. Bal 5 „Altona ⸗Kieler —. nländ. An # 
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183. 80, 83. 328. 43. 53. 435. 74, dd. 18. 18. 88. 618. 930. Hamburg, 19. März, [Betreipemaret] Weizen ite feh zu theils| don , ee e ee 5 * 
Je. d de. 171. 75 (60), 227, 33 (50). 879, . 529, 40. 644.|meife befieren Praun: ieder, ab Meited 146 dez nur 147 gejorbert. empfiehlt ſich einer geneigten Beachtung. 
. 85, 900 N. 735 Er . 3007 SE 47 (5 h. 991 14 a 2 77 Bee ee 150 5e 15 5 a Tee % Bancothaler Br., Fruhſtuck, Meta im Abonnement und 1 ln carte. [3455] 
NN, . „9. 57. . . 2 3 > 4 „N. 11. . . . . r. 7 — 5 - 
368459. 79. 748. 841 81. 904. 41 (50). 55. 46.042 (80), 131, 78. 219 (60). ab Aönigsber 83—84 gefordert. Pr. März Pfd. Butte 92 Su 001 Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
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